 Herzlich willkommen zur Lage der Nation Ausgabe Nummer 163 vom 31. Oktober 2019.
 Ja, Ulf und ich sitzen hier, mein Name ist Philipp Banse. Ich bin Ulf Bummerjahr, herzlich willkommen auf
 von meiner Seite. Wir nehmen die Lage heute mal aus Großbritannien auf. Wir dachten, heute ist
 Brexit Day und wollten im Sinne eines entspanden Katastrophentourismus live dabei sein, wenn
 das Vereinigte Königreich, was da immer passiert wäre. Aber so ist es nicht gekommen, dazu gibt es
 gleich mehr von uns zum Thema Brexit. Aber bevor wir da tiefer einsteigen, möchten wir noch mal
 herzlich dankensagen. Genau, ich habe das ja vielleicht gemerkt, so in den letzten Wochen gab es
 ja etwas weniger Werbung und das ist für uns nochmal Gelegenheit darauf hinzuweisen, wie unglaublich
 wichtig für uns eure Spenden, eure Unterstützung, eure Abos bei Küchenstudio Plus und eure Besucheraufbau
 der Lage live sind. Denn während wir alleine durch Werbung finanziert, wäre das hätte das
 nochmal stressige Rauswirkung. So ist es einfach so, dass wir damit sehr, sehr entspannt umgehen können,
 überhaupt nicht genötigt sind, irgendwelche Kompromisse zu machen, sondern wissen, hey, wir haben noch euch,
 wir haben noch drei andere Stützfahler und da dachte ich, Gelegenheit zu sagen. Danke. Ja,
 Thema der Woche ist neben dem Brexit natürlich noch einmal die Nachlese zur Thüringenwahl und der
 daraus resultierende Führungsstreit in der christlich-demokratischen Union Deutschlands, aber bevor wir
 da zu kommen und wo wir ja gerade von Werbung sprachen, haben wir was für euch. Werbung. Klima neutral zu
 leben, das ist ja, wenn man es ehrlich nimmt, kaum möglich. Was ja aber wirklich alle fürs Klimatun
 könnt, ist Ökostrom nutzen. Nur ist Ökostrom, aber leider nicht gleich Ökostrom. Es ist nämlich ziemlich leicht
 coole Strom, also Ökostrom zu vermarkten. Man kauft einfach Ökostromherstellungsnachweise, zum
 Beispiel aus Norgegen, wo fast nur Ökostromer zolgt wird und wo diese Herstellungsnachweise wirklich
 niemanden mehr interessieren, weil eh alle wissen, dass echter Ökostrom aus der Steckdose kommt.
 Deswegen verkaufen die Norweger diese Ökostromzertifikate für ein Patient zum Beispiel nach Deutschland. Und
 hier kleben Wurm, dass dann auf ihren coole Strom und verkaufen ihn als teuren Ökostrom. Fast die
 Hälfte des Ökostroms in Deutschland wird so erzeugt. Hat das Umweltbundesamt kürzlich bestätigt,
 das ist legal, bringt aber die Energiewende hier zu Landen natürlich null voran. Deswegen ist es so
 wichtig, echten Ökostrom zu kaufen, damit Hitzellande mehr Windräder und Solaranlagen auch wirklich
 entstehen. Und diesen echten Ökostrom, den bekommt ihr beim Unabhängen Unternehmen Naturstrom,
 Ökostrom aus an neuerbaren Energien in Deutschland. Außerdem über weiße Naturstrom pro von euch,
 verbrauchter Kilo-Wattstunde, einen Fixen und zusätzlichen Förderbetrag für die Förderung und den
 Bau neuer Wind und Solaranlagen hier zu lande. Wenn ihr jetzt zur Naturstrom wechselt, passieren drei tolle
 Sachen auf einmal. Erstens, das Klimasackdanker. Zweitens, ihr bekommt 50 Euro Startgut haben und drittens,
 die Lage bekommt auch noch mal 20 Euro, überwiesen. Geht einfach zu Naturstrom.de Schrägstrichlage.
 Könnte eigentlich jetzt direkt machen, während ihr die Lage hört. Naturstrom.de Schrägstrichlage
 und zu Naturstrom wechseln. Gebt wirklich kein Grund, das jetzt nicht zu machen.
 Werbung. Und da sind wir wieder mit unserem ersten Thema. Und zwar ist das dem Ort geschuldet,
 an dem wir beiden gerade Podcasten. Unser kleines United Kingdom Update, der Brexit wurde verschoben
 und Boris Johnson setzt Neuwahlen durch. Philipp, wir sind gerade auf einer EU-Gedächnisreise.
 Absolut, wir sind klimafondlich mit dem Zug angereist und waren eingeladen worden von der German Society
 hier am Trinity College. Wo die Sitzende, ich am Trinity College. Wir sitzen hier am Trinity College,
 aber die German Society ist glaube ich insgesamt eine Einrichtung an der Universität in Oxford.
 Und ja, die haben uns gefragt, wenn ich mal herkommen wollen und ein bisschen was erzählen wollen,
 über AfD und Politik und Podcasten. Und das haben wir natürlich gern gemacht, einfach auch um hier
 mal herzukommen. Und dann haben wir das zu einem kleinen Team aus Flug, Urlaub, auch umgemüns
 und haben uns hier ein bisschen Oxford angeguckt. Und setzen jetzt hier in einem sehr lauschigen
 Dachstübchen im Trinity College. Fotos findet ihr einiger auf Instagram, aber auch auf eurem Smartphone
 jetzt in den Kapitelbildern. Ja, genau, von außen haben wir hier ein sehr schönes Foto gemacht,
 wie das hier eigentlich aussieht. Ist so eine sehr süße Häuser-Ecke in so einem klassizistisch
 an mutenden Gebäude. Ja, aber stichwort Brexit. Heute um 0 Uhr sollte ja eigentlich nach mehr als 40
 Jahren Schluss gewesen sein mit der EU-Mitgliedschaft des verandlichen Königreichs. Aber wie schon so oft
 können wir nur vermelden? No. Na, wir waren, das war natürlich auch ein schamantes Tatum,
 dachte okay, dann sind wir direkt zum Brexit hier, heute 0 Uhr soll Schluss sein. Dachten so,
 vielleicht geht es Licht aus, weil es nicht auf, wenn natürlich irgendwie ganz zumindest
 interessant, lustig nicht, aber interessant gewesen hier zu sein. Aber die EU hat den Brexit noch mal
 verschoben auf spätestens den 31. Januar 2020. Kann aber auch früher sein, wenn denn dieser Deal,
 über den wir ja schon viel erzählt haben, vom britischen Parlament ratifiziert und
 angenommen wird. Gleichzeitig hat aber auch das Parlament in London, Westminister beschlossen,
 neuwahlen durchzuführen. Am 12. Dezember. Das hatten wir ja auch schon prognosiziert und
 angedeutet, dass eine Option ist. Das fällt natürlich dann immer schwierig, dann prognosen abzugehen,
 was das denn nun heißt. Boris Johnson würde, glaube ich, lieber diesen Deal am vorher noch durchbringen,
 damit er als derjenige da in die Wahl gehen kann, der es geschafft hat. Und auch in die
 Geschichtsbücher eingehen kann. Und in der Geschichtsbücher eingehen kann realistischer ist, aber glaube ich,
 dass dieser Deal erst wieder zur Abstimmung gegeben wird, wenn die wahlen durch sind in einem neuen
 Parlament. Genau, was dabei rauskommt, weiß man natürlich auch nicht. Stand heute, muss man sagen,
 dass die Konservative-Parteig-Rospartanien-Cis oder Enttäusch ziemlich gut da stehen, nämlich 15%
 Punkte in Umfragen vor Labour, der quasi sozialdemokratischen Opposition in Großbritannien,
 aber auch die Tories erreichen zurzeit nicht mehr als 35 bis 40 Prozent. Auch dieser Vorsprung kann
 natürlich noch abschmelzen, aber auf der anderen Seite kann ein solcher Vorsprung auch durchaus
 ausreichend für ein ziemliches Erdrutsch Sieg stichwort Mehrheitswahlbeicht. Das heißt also in Großbritannien
 ist es anders als in Deutschland. Die Mandate im Parlament wird nicht verteilen nach dem Stimmenanteil,
 bei der Wahl, sondern wer ein Wahlkreis gewinnt und sei es mit einer Stimme Mehrheit, der bekommt den Platz
 im Parlament, den Sitz im Parlament, das heißt also eine Mehrheit von 35 bis 40 Prozent kann,
 je nachdem, wie sie sich übers Land verteilt und wie die Stimmen in den einzelnen Wahlkreisend abgeben
 werden, durchaus reichen, um eine weit überwiegende Mehrheit im Parlament zusammen zu bekommen. Insofern
 kann man das noch nicht sagen. Gegen Boris Johnson könnte sprechen, dass er jedenfalls stand heute,
 eben sein Versprechen nicht eingelöst hat, er hat ja eigentlich gesagt bis Ende Oktober setzts
 er den Brexit durch. No matter what. No matter what, war immer das Stichwort. Egal was passiert. Auf der
 anderen Seite kann er sich natürlich auf seine Fahnschreiben, dass er immerhin jetzt mal ein Deal
 ausgehandelt hat, der den Brexit hier in Großbritannien deutlich und in Nord-Elein deutlich näher kommt,
 als es der alte Deal von Theresa May gekommen wäre. Insofern ist es ein bisschen ein gemischtes Bild,
 das er abgeht, aber ich denke er wird sich einfach weiter als Mr. Brexit inszenieren und damit versuchen,
 irgendwie den Sieg davon zu tragen. Absolut, also es ist zumindest ein relativ glades Profil,
 die anderen Oppositionsparteien, also Scottish National Party und die liberaldemokraten,
 die haben auch eine relativ klare Botschaft, nämlich dass sie sagen, wir würden den Brexit eigentlich
 am liebsten ablasen, ob sie dafür eine Mehrheit kriegen, zumindest fraglich. Corbin, also der Chef,
 der Labor-Partei hat leider, wie ich finde, ein sehr unklare Position. Er hat ja
 öfter mal seine Pension auch gewechselt, den Umschraher in den Umfragen auch nicht besonders gut da,
 der will eigentlich ein weicheren Brexit mit der EU nochmal aushandeln und dann dieses Ergebnis,
 den brieden noch mal im Referendum vorlegen. Wäre eigentlich eine sehr vernünftige Lösung,
 denn ob dieser bisherige Brexit-Rifferende und tatsächlich auch ein Mandat ist und für einen solchen
 Deal, da kann man doch einige Zweifel haben. Ich finde ja, diese Wahl eigentlich die ehrliche
 Lösung, ich ganz ehrlich bin, weil eigentlich ist das ja ein Referendum. So wie bei
 dem Fall so, wie bei uns Johnson ist jetzt framed, muss man den Deal die vor, weißt du, alle können
 ihn lesen und Johnson will ihn durchs Parlament bringen, braucht er für eine Mehrheit, die ja im Moment
 nicht hat und die liberaldemokraten und die Scottish National Party wollen den Brexit absagen auf dieser
 Basis. Leber will noch mehr verhandeln und irgendwas noch mal raushandeln. Also ich finde da
 liegen die alternlich-fisch und klaffnisch, obwohl ich jetzt im Guardian viel gelesen habe mit was die
 jetzt in den Wahlkampf gegangen sind. Der hat ja irgendwie mehr oder weniger gestern angefangen in London.
 Da ging es dann aber auch viel um Gesundheitssystem und solche Sachen, also was da im Guardian
 referiert wurde aus diesen ersten Wahlkampfreden, da ging es nicht nur um Brexit, das fand ich ganz
 erstaunlich. Ja, so viel vielleicht für unseren Kurzbericht aus dem Vereinigten Königreich und jetzt
 schauen wir zurück in die Heimat und zwar genau genommen nach Turingen. Dort wurde am vergangenen
 Sonntag gewählt. Wir hatten das in der vergangenen Folge der Lage der Nation schon so als Kurzmeldung
 hatten so einen kleinen Ausblick gegeben, aber das war auf der Grundlage der letzten Hochrechnung von
 ich glaube 19 oder 15 oder so. Inzwischen liegen die endgüedigen Ergebnisse vor und da muss man sagen,
 zentral heraussticht nach wie vor, dass die AfD 23,4 Prozent der Stimmen erreicht hat.
 Ja, da hilft dann auch nicht so wirklich, dass 75 Prozent derjenigen, die Stimmen abgegeben haben,
 demokratisch gewählt haben, was sich auch erschreckend fand, dass die AfD in Turingen bei allen
 Altersgruppen, außer den über 60-Jährigen die meisten Stimmen geholt hat. Das ist schon krass. Bei
 über 60-Jährigen hatte die AfD nicht die Mehrheit, bei allen Altersgruppen da drunter hatte die AfD die
 Mehrheit und die pensionäre Rentner-Rentnerinnen, die haben Turing und uns vor allem
 quasi der AfD bewahrt. Ja, genau. Und wenn man das, wenn man einen Schritt zurücktritt und so
 ein bisschen das große Bild sich anschaut, dann zeigen die wahlen in Turingen eine tiefe Spaltung zwischen
 einer demokratischen Mehrheit, drei Viertel der Wellerin und Weller und einer rechtsextremen Minderheit.
 Und in der Konsequenz wird die Regierungsbildung ausgesprochen schwer, die bisherige Koalition aus
 sozialdemokraten, linken und Grünen hat keine Mehrheit mehr. Das zeichnet sich schon ab. Aber nicht einmal
 mehr eine vier Parteienkoalition aus SPD, CDU, Grünen und FDP könnte so ohne weiteres Regieren. Das ist schon
 eine harte Ansage, dass also quasi die demokratische Mitte jedenfalls keine Mehrheit mehr hätte. Die FDP
 hingegen ist nach dem vorlöfigen amtlichen Entdegebnis drin im Landtag, aber nur mit sagen um
 obenden fünf Stimmen über den Duist. Mit fünf Stimmen haben sie gerade so die fünf Prozenthörde genommen. Und deswegen muss man jetzt für ein wirklich
 belastbare Aussage im Grunde abwarten, was das amtliche Entdegebnis ist. Denn der wird jetzt ja noch mal so ein bisschen genau
 nachgerechnet und gezählt. Und Verschiebung um einige wenige Stimmen hat es da schon mal gelegenlich gegeben. Also noch ganz
 kann die FDP nicht feiern. Also schlüsselrolle, das haben wir in der letzten Folge auch schon angedeutet, kommt jetzt der Union zu und die
 geredchen Frage ist wie hältst du es mit der AfD, wie hältst du es mit den linken. Und da gibt es widersprüchliche Aussagen. Also die Union glaube ich ist in der Mehrheit schon geschlossen, dass
 sie nicht mit der AfD reden, aber dass sie mit den linken reden, glaube ich, das passiert jetzt. Wenn man gering der Spitzenkandidat will,
 wohl mit Bodo Rammelow, dem Ministerpräsidenten von Turing reden, wie es jetzt so weitergehen kann, ob das dann gleich eine
 Koalition gibt, das ist glaube ich mindestens offen. Ich finde das nicht schlecht, dass die Union da oder zumindest da und Turing diese Vorbehalte zumindest erst mal
 hintan stellt und sagt, wir wollen mal sehen, ob wir hier eine demokratische Regierung irgendwie gebastelt kriegen.
 Na, da muss man glaube ich, dass man so viel reininterpräsentiert hat.
 Das glaube ich zu viel reinge, der wird hier, Mike Moring hat nämlich angedeutet, dass er zwar mit Bodo Rammelow persönlich reden, aber
 nicht mit der linken Fraktion. Was immer das noch konkret bedeuten soll, stattdessen hat Mike Moring jetzt einen viel,
 viel ganz coolen Move gemacht. Er sagt nämlich, er strebt jetzt einfach eine Minderheitsregierung-Unterführung der Union an.
 Zwar ist die Union nur drittplazierte Kraft geworden bei den Wahlen. Das heißt also von einem Regierungsauftrag kann man da nicht reden,
 und das macht auch Mike Moring nicht. Aber er sagt, ja, also vielleicht kriegen wir einfach genug Unterstützung zusammen.
 Er möchte eine Minderheitsregierung bilden, Unterführung der Union mit SPD, Grünen und FDP, aber wie gesagt, selbst diese vier Parteien
 gemäß und hätten keine Mehrheit. Aber da möchte er sich dann von irgend wem die nötigen Stimmen holen.
 Das könnten natürlich dann nur AfD und Linken sein.
 Und aus der Unionsperspektive ist es ja immer irgendwie ein Problem mit der Linken zusammenzuarbeiten, auf welche Weise auch immer.
 Das sinnvoll ist, dazu kommen wir später noch mal, wenn wir noch weiter vorbehalten, zum haben oder viel dramatischer wäre,
 ist natürlich, dass in einer solchen Konstellation dann die AfD letztlich in einer Position wäre, so dass Zügeleinender Wage zu spielen.
 Also jedenfalls für Maßnahmen, für die sich die Linken nicht erwärmen kann, kam es dann auf die AfD-Stimmen an.
 Und das würde der AfD ja einen enormen Einfluss auf die Landespolitik in Türiken zuweisen.
 Ob das so ein Kluger-Move ist von Mike Moring unter dem Strich? Ja, also es wäre natürlich aus seiner Persönlichen Sicht vielleicht eine gute Idee, weil er dann Ministerpräsident würde,
 als immerhin noch Chef der stärksten Fraktion in dieser Minderheitsregierung.
 Aber jetzt mal von seiner Person abgesehen würde das doch die AfD enorm aufwärts.
 Ja, also zu reden gibt es genug. Also da muss man jetzt wirklich mal abwarten, was die Leute beraten. Ich finde erstmal gut, dass er mit Rammel da redet.
 Ja, aber interessant noch die Wählerwanderung, also die AfD haben wir gesagt, fast 24 Prozent bekommen.
 77.000 Waren unter den Wählerinnen die zuvor schon die AfD gewählt hatten.
 Dann sind 37.000 von der Union gekommen, aber 81.000 sind aus dem Lagernichtwähler gekommen.
 Also immer muss ich sagen, mehr Nichtwähler haben jetzt AfD gewählt als Menschen, die beim letzten Arte gewählt haben.
 Und körper ins Bondieren, ist jetzt auch die Wahlbeteiligung von 52 Prozent auf 65 Prozent gestiegen.
 Also man sieht sehr deutlich, die AfD gibt viel in eine Stimme, die zuletzt nicht gewählt haben.
 Da kann man natürlich jetzt sagen, auf der einen Seite ist es ja immer positiv, wenn mehr Menschen sich in demokratischen Wahlen engagieren und ihre Stimme abgeben.
 Aber auf der anderen Seite ist halt die Frage, was sind das für Leute, was sind die Motive und wählen haben sie da eigentlich gewählt.
 24 Prozent haben eine Partei gewählt, die in Turing von einem Mann angeführt werden,
 den waren ganz offiziell und legal verschistenend darf.
 Björn Höcke, das muss man sich mal reintun.
 Und dieser Björn Höcke ist selbst in der AfD rechts außen.
 Das Gauland sagt Höcke stehen in der Mitte der Partei, sagt viel über die AfD.
 Gond, ich habe immer so die Hoffnung, das ist vielleicht nicht so ganz zutrifft.
 Auf jeden Fall, aber wir haben bei dieser Glinge, dass man kurz angeguckt, was ist denn mit diesem Schlagwort auf sich hat,
 dass man Höcke einen verschistenenden darf.
 Das ging so in sozialen Medien ziemlich rum in letzter Zeit.
 Viele Leute haben das irgendwie dann so weitlich ausgenutzt.
 Das beruht auf eine Entscheidung des Verwaltungsgerichts in Meinungen.
 Und zwar wollten Menschen in Eisenach eine Demo gegen den dort so bezahleten
 verschisten Höcke anmelden.
 Die Stadtverwaltung von Eisenach wollte das verhindern und berief sich auf Persönlichkeitsrechte von Höcke, die sie schützen wollte.
 Was ja auch schon komisch ist, das eine Verwaltung sagt, wie können diese Demonstrationen nicht anmelden oder annehmen oder genehmigen?
 Weil Persönlichkeitsrechte von Höcke verletzt sind.
 Ich fand es total irritierend, denn das ist irgendwie jedenfalls von der Meinungsfeier gedeckt sein könnte.
 Da könnte auch eine Verwaltung drauf kommen.
 Und vor allem ist es einfach nicht, ihr Job sich da einzumischen.
 Also eine Verwaltung muss natürlich die Sicherheit und Ordnung in der Stadt gewährleisten.
 Aber da quasi politisch missliebige Äußerungen schon runterfallen.
 Ich fand das sehr irritierend, dass es überhaupt zu einem Verwaltungsrechtstreit kam.
 Aber wie auch immer, das Verwaltungsgericht jedenfalls hat deutlich gemacht.
 Es sei in ausreichendem Umfang glaubhaft gemacht worden, dass die Bezeichnung als Verschist nicht aus der Luft gegriffen sei,
 sondern auf einer überprüfbaren Tatsachengrundlage brot.
 Und das wiederum, die Seinschätzungen des Verwaltungsgerichtsberuht darauf,
 dass die Leute, die da die Demo anmelden, vor Gericht gelten gemacht hatten, was Höcke so alles gesagt hat.
 Unter anderem hat er nämlich eine Zitat Erinnerungspolitische Wände um 180 Grad gefordert.
 Aber an als Ausgangspunkt, dieses Denkmal der Schande, nämlich das Holocaust-Mahnmal in Berlin,
 er hat von einer Zitat 1000-jährigen Zukunft Deutschlands gesprochen.
 Anspielungen des 1000-jährigen Reichs.
 Genau. Und außerdem erklärt man, könne Adolf Hitler z.B. nicht schwarz und weiß beurteilen.
 Dann erwarten es, war nicht alles falsch im Verschismus.
 Ich finde es total krass. Und diese Zitat in jeden Fall zusammen, das Verwaltungsgericht dazu bewogen zu sagen,
 "Job, man darf den Mann ein Verschistenen und so ein Mann war eben spitzen kann die da in Türingen."
 Und das denke ich, muss man in den Blick nehmen, wenn man das Ergebnis verstehen und interpretieren will,
 denn und jetzt kommen noch ein paar Umfragen.
 Ja, denn die Frage war ja, hat die AfD in Türingen trotz Höcke gewonnen?
 Genau. Oder wegen Höcke.
 Und diese Umfragen sind doch relativ eindeutig, denn nur drei Prozent der AfD-Unterstützer finden Höckeskurs viel zu rechts.
 26, etwas zu rechts und 71 Prozent der Befragen finden ihn genau richtig.
 Also da muss man doch von einer bewussten Wahl Höcke sprechen und von einer Protestwahl kann da auch keine Rede mehr sein.
 Es ging wirklich ein interessanter Text rum, den auch ich noch mal vertwittert habe und den wir auch verlinkt haben,
 der sich dieser Analyse von Türingen aber auch der anderen beiden Wahlen in den ostdeutschen Bundesländernetzuletsstadt gefunden haben,
 widmet und den geschrieben hat einen Rechtsextremismus "Forscher" namens Matthias Quent,
 dessen Buch ich auch schon in der letzten oder vor letzten Lage einmal empfohlen habe, kann ich wirklich nur noch mal wiederholen, Deutschland rechts außen lohnt sich.
 Und da ist besonders spannend, wo die AfD besonders wenig stimmen bekommt, nämlich in katholischen Gebieten und im Berliner Speckgörter.
 Es geht nicht um wirtschaftliche Prospirität, sondern es geht um eine bestimmte Geisteshaltung.
 Also die katholischen Gebiete sind eben von katholischen Vorstellungen stärker geprägt,
 ja, der gerade das Eichsfeld und dort hat die AfD mit ihrer Gruppenbezogenen menschlich Menschen Feindlichkeit schlechter Karten,
 genauso in Berliner Speckgörter, einfach weiter die Menschen von der Metropole Berlin, ein bisschen multikulturell beeinflusst sind.
 Genau, in ganzem Gegenteil, kein AfD-Faktor ist Protest gegen die eigene schlechte wirtschaftliche Situation.
 Das kann man gar nicht aufgenug sagen.
 Die AfD ist also keine klassische Partei der wirtschaftlichen Verlierer, sondern ganz im Gegenteil, die typischen AfD-Wähler sind nicht arm.
 Sie sind dann, sie finden sich ökonomisch eher in der Mitte-Klasse, besonders viele AfD-Stimmen gab es hingegen dort, wo es einen Männerüberschuss gibt,
 weil Männer ganz deutlich stärker genaigt sind, AfD zu wählen als andere.
 Also in vielen Regionen, wo halt viele zum Beispiel abgewandert sind und das da doch viele Frauen gewesen und die sind einfach nicht mehr da.
 Und natürlich dort, wo früher schon die NPD stark war, es scheint doch etwas mit starken, rassistischen, bismio-faschistischen Auffassung zu tun zu haben.
 Und die wollen wir jetzt noch ein bisschen nachspüren.
 Das ist also jetzt zum Teil die Analyse von Matthias Quentin, die wir jetzt nochmal etwas ausführlicher darstellen wollen.
 Aber das beruht auch auf einer ganzen Reihe von anderen Studien, die wir jetzt gelesen haben zur Vorbereitung auf diese Sendung.
 Ich glaube, das ist ein Thema, das wird sich auch in nächster Zeit einfach weiter durchziehen bei der Lage einfach zu verstehen, woran das eigentlich liegt.
 Und das eben nicht als billige Protestware zu viel interpretieren, sondern wirklich sich die ein bisschen tiefergehende Frage zu stellen.
 Aber was man ganz deutlich einfach sagen muss, finde ich, glaube ich, das verbinden die Element.
 Alle dieser rechtsextremen Wählerinnen und Wähler ist Rassismus.
 Ja, das hat Quentin nochmal aufgeschlüsselt in seinem Text.
 Das hat aber auch das DEW rausgefunden, das deutsche Institut für Wirtschaftsforschung.
 Wenn man nach einem Faktor sucht, der mit hoher, besonders hoher Signifikantar Wahrscheinlichkeit vorhersagt, ob ein Mensch AfD wählt oder nicht, dann ist das nicht sein Einkommen, dann ist das nicht sein Jobstatus, dann ist das nicht sein sozialer Status, sondern es ist seine ausländerfeindliche, migrantenfeindliche, racistische Einstellung und seine menschenfeindliche Einstellungen bestimmten Gruppen gegen.
 Wobei Rassismus ich eben auch äußern kann, zum Beispiel in Hass auf Muslime oder zum Beispiel auch in Antisemitismus.
 Aber Rassismus verwenden wir jetzt mal so als Oberbegriff für Gruppen, spezifische Menschenfeindlichkeit.
 Aber auch dieser Befund alleine so wichtig hier ist, denke ich, geht noch nicht tief genug bei der Analyse, den Rassismus fällt ja auch nicht vom Himmel, ja, man wird nicht als Rassist geboren oder als Rassistin, sondern man sollte sich die Frage stellen, wie kommt es denn eigentlich dazu?
 Und interessant ist ja dabei auch wiederum die Beobachtung des Ausgerechnet, die Menschen sehr häufig zu Rassisten werden, die im Alltag besonders wenig mit Menschen nicht deutscher Herkunft überhaupt zu tun haben.
 Ja, also das war ganz ein Türing auf dem Lande, gibt es ja fast keine nicht deutsch?
 Ja, klar, also das sagt, da quent ja auch kurz drauf, ein, das ist ja auch dieses Phänomen, das je mehr man halt mit einer bunten Gesellschaft zu tun hat, desto wahrscheinlich ja es ist, das Vorurteile verschwinden und abnehmen.
 Aber es gibt eben wichtige Faktoren, die damit rein spielen. An wesentlicher Faktor ist soziale Konflikte, schreibt, wenn werden zunehmend kulturalisiert. Was heißt das?
 Ja, das heißt kulturalisiert ist natürlich so ein Fachbegriff. Das heißt das Probleme, die sich eigentlich aus wirtschaftlicher Ungleichheit und einer uns sozialen neoliberalen Sparpolitik ergeben, quasi auf Sündenböcke projiziert werden.
 Ja, das heißt also wirtschaftliche Probleme, wer die eigentlich politische Entscheidung sind, werden Menschen in die Schuhe geschoben. Und ich meine solche Probleme gibt es natürlich einige.
 Ja, wir wollen jetzt nochmal ein paar Stichworte, denn zum Beispiel Wohnungsnot in den Städten, uns ein hartes soziales Problem, Perspektivlosigkeit, insbesondere Arbeitslosigkeit unter Jugendlichen, soziale Brennpunkte, die zu Kriminalität führen, all das sind Probleme oder zum Beispiel auch die Abstiegsangst.
 Also Hartz IV hat ja ganz deutlich dazu geführt, dass ganz viele Menschen einfach, auch wenn es ihnen sozial eigentlich noch ganz gut geht, Angst haben, was passiert denn, wenn ich meinen Arbeitsplatz verlierere, stürze ich dann ab.
 Es hat aber auch ganz viel zu tun dieses Gefühl, dieses Gefühl, dieser Perspektivlosigkeit, der sozialen Probleme, hat auch ganz viel zu tun mit Mangeln der Infrastruktur.
 Ja, Handyfunklöcher, kein Internet, kein vernünftiger öffentlicher Person, naverkehr. All das sind so Dinge, die natürlich auf dem Land an eine ganz besonders deutlicher oder besonders große Rolle spielen.
 Und das zeigt sich wiederum auch in den Wahlergebnissen.
 Ja, nicht umsonst bekommt die AfD auf dem Land voll 6% Punkte mehr als in den Städten.
 Ja, jetzt wiederum die Wahl in Turing, das ist mein ein Viertel ihres Stimmanteils, den sie mehr bekommt, in Gegenden, wo die Infrastruktur typischerweise schlecht ist, wobei man fairerweise dazu sagen muss.
 Sie hat auch in einer Großstadt, ich glaube gut, war es in Turing sehr, sehr gut abgeschnitten, allerdings in der Universität statt Jena, ganz besonders schlecht abgeschnitten.
 Aber jedenfalls diese ganzen sozialen und infrastrukturprobleme, die wir gerade so zusammengefasst haben, die Füren oder die essen sich zusammenfassen in dem einen Narrativ, nämlich auf die Frage, ob sie denken, dass ostdeutsche weiter Bürgerinnen zweiter Klasse sind, sagen immerhin 86% der AfD-Anhänger,
 dass sie dem zustimmen.
 Und zweites wichtiges Narrativ, dass eben der AfD-Mitglischhaft begründet oder AfD-Unterstützung begründet ist, dass wir auch schon vor zwei Wochen hatten,
 als für das Interview mit Herrn Wagner von Exit dieser Antinatie-Initiative gefüttert, dass Narrativ nämlich der Staat funktioniert einfach nicht.
 Also diese Funktionsweise, es gibt offensichtliche gesellschaftliche Probleme vor allem soziale Probleme, vor allen soziale Probleme, die 1.000 Ursachen haben und die man auch auf jeden Fall angehen muss.
 Aber der menschenfeindliche und rassistische Reflex ist eben diese Ursache bestimmt menschengruppen in die Schuhe zu schieben.
 Und das bezeichnet man auch, oder bezeichnet auch der Text als Etnisierung sozialer Fragen.
 Also aus politischen Fragen, politisch zu lösen werden, werden eben Gruppenkonflikte gemacht.
 Und diese Reflexe darauf setzt die AfD auf.
 Sie nennt diese Fragen und bietet als Antwort an das, was offensichtlich 24% Dänigen die gewählt haben, Reflexhaftwurichtig halten und für die Lösung halten.
 Nämlich menschen als Südnbürger, die auf die Gegner.
 Und zwar Migrantin, Muslime und Muslime, Jüdinnen und Juden oder natürlich auch besonders gerne irgendwie die sogenannten Links-Gerünenversiften.
 Das zeigt also ja sehr schön dieses Beispiel Renate Künast von der wir ja vor kurzem gesprochen haben.
 Also von den Angriffen auf die wir vor kurzem gesprochen haben, Stichwort "Entscheine des Landkirigs Berlin", was also alles gesagt werden darf.
 Das zeigt ja auch ein enorm haste, der eben projiziert wird, insbesondere auf die Partei die Grünen und da wiederum ganz besonders auf bestimmte weibliche Vertreterin der Partei.
 Linken, das heißt also Renate Künast oder Claudia Roth ist auch für eine.
 Aber ich glaube zu diesem Stichwort "Edenisierung sozialer Fragen" oder "Kulturalisierung sozialer Fragen", das also soziale Probleme bestimmt in die Schuhe geschoben haben,
 gibt auch noch einen kleiner Seitenblick auf die SPD.
 Wenn man diagnostiziert, wie Matthias Quentes macht, das aus politischen Fragen, die politisch zu lösen werden stattdessen Gruppenkonflikte und Spaltung in der Gesellschaft gemacht werden durch entsprechende Propaganda,
 dann ist es ja auch kein Zufall, dass parallel zum Erstaaten der AfD die SPD abstürzt. Denn die SPD hatte früher in unserem politischen System die insbesondere die Funktion für soziale Gerechtigkeit und für ein Zusammenhalt in der Gesellschaft zu sorgen.
 Und diese Funktion hat sie, so jedenfalls nehmen es viele Menschen wahr, seit mindestens 20 Jahren nicht mehr wahrgenommen.
 Sie hätte es zwar unter Rot-Grün gekonnt, da hat man aber dann lieber Hartz IV eingeführt.
 Mir ist klar, dass es jetzt eine sehr verkürzte Darstellung, aber ganz viele Menschen nehmen es einfach so wahr, die SPD ist nicht mehr die Partei, die sich für soziale Gerechtigkeit einsetzt, beweist Hartz IV.
 Ob das stimmt oder nicht, das fast finde ich jetzt gar nicht aufmachen dafür, ist an dieser Stelle kein Platz.
 Aber ich finde es einfach wichtig, dieses Gefühl der Menschen aufzunehmen, der das passt einfach so schön zusammen, die SPD ist es nicht mehr.
 Also geht man der, nicht monokaserhaft, welches gar nicht beruhend.
 Aber in denfalls geht man auch aus diesem Grund der AfD auf den Leim, wenn sie sagt, es liegt einfach nur alles an den bösen Migranten.
 Und auch in der Groh-Kogin-Rellen, ist der, geht der soziale Ausgleichheit wegen der Union nur in bestimmten Engengrenzen.
 Na ja, und Quentin macht das ja auch noch an einem anderen Punkt fest, dass er sagt, die SPD liegt halt auf deswegen so, so brach und hat so wenig Antworten, weil der Konflikt und die bei die gesellschaftlichlichen eher in zwei andere Gruppen-Auftheit auf die die SPD wenig Antworten hat.
 Und diese Gruppen unterscheiden sich an der Frage, wie sollen wir eigentlich mit den gesellschaftlichen Veränderungen umgehen?
 Wir haben in den letzten zehn, 20, 30 Jahren eine Gesellschaft erlebt, die offener wurde, die vielfältiger wurde, wo minderheiten zu Wort kommen, besser zu Wort kommen, mehr Rechte haben, mehr Rechte durchgesetzt werden und insgesamt so ein Geist von, ich würde mal sagen, mehr Gleichheit verschiedener Gruppen, die bisher weniger Rechte hatten oder die Faktor mehr weniger Rechte hatten als andere, der zieht ein.
 Die Welt durchlässiger, verändert sich viel schneller und diese beiden Gruppen in den gesellschaften reagieren da darauf unterschiedlich.
 Da sind zum einen, soma ich würde sie mal das progressive Lagernen, die vor allen Dingen vertreten werden von den Grünen, die das eher so als Chance wahrnehmen und davon profitieren und das unterenstrich sehr gut finden, trotz aller politischen Probleme mit verbunden sind.
 Und das gibt die andere Reaktionen, derer, die nämlich AfD wählen, die sagen, so kann das nicht weitergehen, wir müssen zurück, wohin auch immer und vor allen Dingen, so nehm ich das war und das ist für mich ein ganz wichtiger Punkt, die im Kern auf ihren Privilegien beharen wollen.
 Die Einrichtungen, die wir uns haben, die wir uns haben, wir haben Angst haben, den geht es wirtschaftlich nicht schlecht, aber sie werden sich ihrer Privilegien bewusst und haben Angst, diese zu verlieren, an wen auch immer, an andere Gruppen, die vielleicht laut Verfassung genauso viel Rechte und gleiche Rechte haben, wie sie.
 Und um diese Privilegien geht es, die zu verteidigen auf Kosten anderer und Koster ist, was es wolle.
 Und im Kern rassistische Reflexe und diese Leute gehen zur AfD, rassistische und vor allem egoistische und rassistische Reflexe.
 Und ich glaube, dieser zweite Faktor lässt sich so ein bisschen auf das Schlagwort Identitätskonflikte bringen.
 Also die Frage, welche Identitäten werden denn heute noch als fortschrittlich und modern angesehen und welche Identitäten werden, eher als bedroht wahrgenommen.
 Also das geht so ein bisschen auch zurück auf den Gürtskubi-Check, ist einer der ganz zentralen pseudo intellektuellen Ideengeber, das Rechtsradikalismus in Deutschland.
 Und der formuliert das in der schönen Formel Hoffnung, doppelpunkt Ostdeutschland, Gegner, doppelpunkt Grünen.
 Also er versteht sich so als Teil des globalen reaktionären Kulturkampfs gegen Modernisierungsprozesse.
 Und um das vielleicht so ein bisschen plastischer zu machen, was das meint.
 Also da gab es so quasi die alte Mitte der Gesellschaft, die sich bedroht fühlt von den Menschen, die man vielleicht als die neue Mitte der Gesellschaft bezeichnen kann.
 Philipp hat das gerade so ein bisschen auf die Grünen geschoben, aber ich glaube es eigentlich schon etwas breiter Gruppe.
 Das sind so Menschen, die für klassische Werte stehen, ja, Fleisch, Pöntlichkeit, Ordnung.
 Das sind so die klassischen Weißen, die irgendwie einen guten Job haben.
 Und die haben eben dieses Gefühl haben.
 Und das Iro Werte heute nicht mehr ganz so viel zählen.
 Die Kvenschrapte ist ja auch ein Zitat.
 Während viele Menschen vor allem in urbanen Nullios nach den Versprechen der Zukunft gieren und den Vortschritt vorantreiben,
 verfestigt rechtsradikale und zum Teil konservative Politik eine umfassende Zukunftsangst.
 Und diese ist offenbar gerade bei jungen Menschen verbreitet.
 Ja, das kann einen auch nicht verwundert.
 Also zum Teil verweist das wieder auf die ökonomischen Problemen oben.
 Aber es geht eben auch um Identität.
 Deswegen graf das mal so kurz zu denken, die AfD-Wäller sind allen Arm oder haben Angst vor dem sozialen Abstieg, es geht vor allem auch um die Identitätskonflikte,
 weil nämlich der Lebensdie dieser Menschen zunehmend in Frage stellen wird.
 Ja, Beispiel Autos.
 Das haben wir auch in der Lage immer wieder gemerkt, also weit über das AfD-Wällerpotenzial hinaus haben Menschen,
 ganz offensichtlich ein sehr emotionalem Bezug zum Auto.
 Ja, es ist für viele Menschen einfach ein symbol persönlicher Freiheit oder jedenfalls ein notwendiges Fortbewegungsmittel,
 weil sie sonst quasi in ihrem Dörfchen mehr oder weniger eingesperrt werden.
 Autos werden jetzt aber immer mehr als umweltschädlich rekonstruiert.
 Das heißt, also ein Lebensstil, in dem das Auto eine sehr positive Rolle spielt, wird in Frage gestellt.
 Zwei das Beispiel.
 Ja, Fleisch für die viele Menschen, ein symbol von Genuss und Lebensfreudem.
 Klar, man auf würde ich sogar für mich persönlich auch so sagen.
 Fleisch wird aber immer mehr und auch zurecht als umweltschädlich kontrolliert.
 Krittisiert einfach kontrolliert noch nicht, aber kritisiert einfach, wann es tatsächlich aus der Perspektive der CO2-Bilanz gefährlich ist.
 Und dieser Lebensstil, der wird eben zunehmend in Frage gestellt durch diese neue Mitte und diese neue Mitte gibt leider auch den Ton an.
 Und das ist ja das, was sie so bedrohlich macht für viele Menschen.
 Das sind eben die Kosmopoliten, die sind irgendwie international, die sind mobil, die sind liberal, die sind viel rumgekommen, die sprechen englisch und französisch.
 Die sprechen auch fließend Internet, die sind irgendwie LGBTQIQ, friendly, LGBTQI, friendly.
 Die heißt also, die haben überhaupt keinen Problem mit, damit wir Menschen spul sind, lesbisch leben oder ganz andere Geschlechtsidentitäten haben.
 Die sind internet friendly, aber die sind eben auch gegen Autos und gegen Fleisch und deswegen werden sie erst Bedrohungen wahrgenommen.
 Ja, und in diese Kategorie passt auch dieser Streit und dieser angebliche und vermeintliche politisch korrekte Sprache.
 Denn auch in der Sprache, die immer mehr eingefordert wird, von Männern unfrauen zu reden und darauf zu achten, was man sagt.
 Dieser Impuls kommt ja aus einem stärker werdenden Bewusstsein für Ungerechtigkeiten in der Gesellschaft, für die Rechte von Minderheiten, die sich irgendwie in gesetzenspiegeln kann, die sich aber auch in der Sprache spielen soll.
 Und natürlich, wenn dann diese Sprache eingefordert wird, spiegelt sich für diese konservativen Gruppen der AfD, darin natürlich dieser schon skizzierte, drohende Verlust von Privilegien.
 Es wird einfach nicht mehr nur von Männern gesprochen.
 Es ist einfach nicht mehr nur okay, Fleisch zu essen. Es ist einfach nicht mehr nur okay, einfach autozufahren, weil wir das schon immer gemacht haben.
 Und sobald man auch sprachlich Minderheiten da mehr Rechte einräumt, wird das als Gefahr wahrgenommen. Und dann wird dann als politisch korrekt defamiert und als Zensur bezeichnet und als Bedrohung des Lebensstils empfohren.
 Oder als Bemerungsfreiheit.
 Als würde jemand die Meinung einschränken.
 Genau. Die wird nur als negativ rekonstruiert von diesen Vertreterinnen und Vertretern, dessen, was wir jetzt hier mal als Neumittel bezeichnet haben.
 Und die Reaktion der AfD darauf ist natürlich wahnsinnig geschickt, weil sie nämlich dieses Bedrohungsgefühl aufnimmt. Die AfD ist quasi so die Partei, die einen antieökologischen Backlash symbolisiert.
 Zum Beispiel auch dieses ökologische, das diese ganze Politik im Kampf gegen den Klimawandel hat ja auch eine riesige Gerechtigkeitsdimension.
 Dass du sagst, wir als Industrienationen haben seit 250 Jahren mehr oder weniger alles dafür getan, diesen Erdball zugrunde zu richten.
 Nun kommen also andere Länder, die das bisher nicht getan haben und sagen, "Hey, ihr habt da eine gewisse Schuld auf euch geladen und wenn ihr nicht wollt, dass wir den selben Weg auf dieselbe Art so gehen wie ihr, damit der Planeten nicht zugrunde gerichtet wird, dann brauchen wir Gegenleistungen.
 Das ist eine riesige Gerechtigkeitsdebatte und ich glaube auch deshalb setzt die AfD da drauf."
 Gut, ich meine, dass du hast da sicherlich recht viele, aber ich glaube, diese Gerechtigkeitsdimension ist jedenfalls im Breiten-Diskurs noch gar nicht angekommen.
 Aber die AfD macht sich das viel einfach haben. Die AfD sagt halt einfach, wir loggen den Klimawandel. Es ist doch ganz einfach.
 Es gibt Menschen, die finden diese ganze Diskussion um mehr ökologietotal nervig, weil sie damit ihre Stinkern nicht mehr fahren sollen oder weil das Fahren von Stinkern irgendwie teurer wird.
 Also, dann loggen wir einfach den Klimawandel und machen uns super Teil derjenigen, die diese ganze Ökologie total auf den Nerv geht.
 Und die machen Wahlkampf mit der Bewusstenverteidigung eines ökologischen nicht halt nachhaltigen Lebensstils zum einen.
 Und zum anderen schüren sie natürlich ganz bewusst auch die Angst davor, dass die Grünen jetzt wieder mal so als Passprototo, ja als Symbol und Aushängerschild der neuen Mitte, die es zu bekämpfen gilt.
 Ja, die schüren also die Angst davor, dass die Grünen Autos und Ölheizungen wegnehmen wollen.
 Ja, es ist halt dieses Frontmachen. Wir auf der einen Seite und die auf der anderen Seite und die auf der anderen Seite sind eben symbolisiert.
 Es sind nicht nur die Grünen, aber sie sind symbolisiert durch die, die werden immer hochgehalten.
 Und wie bitte kannst du dich besser in der gegnerischen Ecke positionieren, gegenüber diesen Teil der Gesellschaft als zu sagen, Klimawandel gibt es nicht?
 Und das ist natürlich eine große Provokation und ich meine, dass jeder weiß eigentlich, dass es antivissenschaftlicher oder unwissenschaftlicher Unsehen ist. Aber für die AfD funktioniert das total, ne?
 Konsequenz in Thüringen jetzt die Grünen bei knapp über 5 Prozent. Das muss man nicht mal vorstellen.
 Und damit liegen die Grünen fast 20 Prozentpunkte unter dem Bundestreib.
 Der Grund ist auch glaube ich, dass bei Wahlen, wo die AfD antritt und schanzen auf eine große Mehrheit, nicht eine große Mehrheit, aber auf viele Stimmen hat, dass demokratisch gesinnte Frauen und Männer dazu neigen.
 Und dann eher die Partei zu wählen, die wahrscheinlich die Wahl gewinnen wird, in diesem Fall die Linke, als ihre Stimmen an Parteien zu geben, wo sie Angst haben müssen, dass dann die Parteien des demokratischen Lagers zu sehr verteilt sind.
 Also, auptrag würde ich dem, würde ich das unterschreiben, Philipp, aber hier war es ja so, dass die Grünen eben so wie die linken Regierungskoalition gestellt haben.
 Also, dieser Faktor spielt glaube ich, eine geringere Rolle, aber da kann man glaube ich verweisen auf den, auf den weiteren Trend, den dieser Wahl deutlich wird, nämlich zur Personalisierung.
 Also, diese Wahl ist ja in der öffentlichen Wahrnehmung sehr deutlich wahrgenommen worden als ein Duell zwischen Bodo Ramelow und Zürcher dem AfD-Boss.
 Und da diese Personalisierung hat, denke ich, sehr deutlich auch beigetragen zu dem Wahlsieg von Bodo Ramelow auf der einen Seite. Aber natürlich auch dazu, dass die Grünen und die SPD geschrumpft sind.
 Finde ich, ist das schon interessant, sich einfach diese ganzen Querverbindung anzugucken? Die AfD macht ein gewusst antieökologischen Wahlkampf für Leute, den das mit der Ökologie viel zu weit geht und die sagen mir doch scheisse gar, wenn die Erde sich erwärmt.
 Oder für dieses halt einfach ein wunderbares Angebot zu sagen, ist alles quatsch mit dem Klimawandel, ihr könnt genauso weiter machen, wie bisher.
 Und dann sinken eben auch die Grünen, egal, was man, ob man das so 100%ig kauft, was die AfD macht, das ist halt einfach eine Verschiebung des Diskurses.
 Und das finde ich schon sehr sehr interessant, sich diese ganzen Faktoren mal zusammen anzugucken. Aber Herr Kwenz sieht da ein relativ ernüchterndes Fasel eigentlich.
 Die Wahlen schreibt er in Ostdeutschland und zuletzt in Turing zeigen im Brennengelass die politisch kulturellen Herausforderungen unserer Zeit.
 Kulturalisierung, sozialer Konflikte, gesellschaftliche Spaltung, Radikalisierung der Rechten und eine Verschiebung der politischen Verhältnisse bis zu dem Punkt, an dem keine klassischen Regierungsmehrheiten mehr möglich sind.
 Das ist ein Fazit, das haben wir jetzt gezielt, also das wird er wirklich im Rahmen dieses Lagerkampfs offen konservativ und dann als Repassentant dafür die AfD nehmen, die sich immer weiter radikalisiert.
 Konsequenz ist, denke ich, muss ein Zusammenschlussdemokratischer Parteien.
 Ja, da müssen die schrafen, das haben wir ja hier heute Mokrosistai auf viel Zitritt des Buchs, das hat das ja auch gezeigt.
 Im Zusammenhang konfrontiert mit solchen, sich radikalisierenden Parteien müssen die demokratischen Kräfte zusammenhalten und über ihren Schatten in den Weg springen.
 Von der Union bis zur Linksparteit in ein zentrales Narrativ, rechtsextriger Bewegung ist ja die Demokratie funktioniert nicht, der Staat liefert nicht.
 Deswegen ist also das ganz zentrale Gegenerativ, das hier gestärkt werden muss aus meiner Sicht jedenfalls, dass der Staat liefert und dass die Demokratie leistungsfähig ist auch dann, wenn ein Viertel der Stimmen sich für anti-demokratische Kräfte entschieden haben.
 Und aus meiner Sicht wird das bedeuten, dass insbesondere in der Union einige umdenken müssen.
 Wir sind hier auch in Oxford konfrontiert worden mit so einer totalen Oleskuhl-Position, die mich so ein bisschen erinnert hat an Diskurser aus den frü 90er Jahren.
 Ich glaube die Union muss insbesondere das alte Feindbild der Linkenpartei als Erbender-SED endlich mal auf den Müllhaufen der Geschichte werfen.
 Dieser angestaubte Antikomunismus hilft einfach niemandem erweitern.
 Also im Jahre 2019 noch ernsthaft darüber zu philosophieren, ob die DDR jetzt ein Unrechtstaat war, ja, da nein und das irgendwie so bekenntnishaft von Bododa-Ramelo zu verlangen ist aus meiner Sicht einfach keine hilfreiche Frage.
 Denn nichts spricht dafür, dass heute im Jahr 2019 die Linke irgendwie eine Diktatur des proletariat errichten wollte.
 Also ziemlich stattdessen scheint mir die Linke ziemlich konsequenter für zu kämpfen, so die sozialen Ursachen des neuen Rechtsextremismus zu bekämpfen.
 Und deswegen denke ich die Union muss insbesondere diese Gleichsetzung von Rechtsextremismus und Linken überwinden.
 Ich weiß nicht wie sie es du diese Tese.
 Ja, ich fand das genauso.
 Wenn dann auch Enttüringen davon gesprochen wird, von einigen, das war der Wahl, die Render des Parteinsystems gestärkt wurden.
 Und damit gemeint ist die Linken und die AfD.
 Da kann ich nur sagen, das hat nichts mit Rand zu tun, was die Link gemacht.
 Ja, sondern der wirkliche Rand ist das, was die AfD macht.
 Ja, das ist aber auch schon draußen, ehrlich gesagt.
 Ja, du klar. Das ist wirklich draußen.
 Und ich halte das auch für viel gefährlich.
 Das heißt zwar links und rechts, aber diese Trennung, die signalisiert so eine Gleichwertigkeit.
 Das signalisiert so was, wir betrachten die Fakten einmal aus 45 Grad von links und einmal aus 45 Grad von rechts.
 Ja.
 Ist aber nicht so.
 Die einen betrachten das aus 45 Grad von links und die anderen betrachten es einfach aus 180 Grad von rechts.
 Nicht im sonst voll, fördert ja die Höcke diese 180 Grad, wenn die jedenfalls in der Geschichtsdarstellung.
 Ja, ich denke auch diese Gleichsetzung von rechts extrem und linken oder links Partei ist einfach skurril,
 weil sie zu einer enormen Verharmlosung der AfD führt und zu gleich zu einer Demonisierung der Linken,
 von der keine Gefahr für unsere Demokratie ausgeht.
 Das muss man so dort, ich sage, also ich wüsste gerne, das kam auch dann hier in Oxford in der Diskussion.
 Ich wüsste gerne mal, wo die Linken eine Gefahr für unsere Demokratie sind oder ähnlich große Gefahr wie die AfD.
 Das, das noch mal, also ich, das ist nochmal der nächste Schritt, aber ich sehe schon nicht, wo die Linken als Partei,
 unsere, irgendwie unsere Demokratie gefährden könnten, besicht nicht.
 Also ich würde mich wirklich interessieren, wenn da jemanden Beispiel hat, kommentiert ist gerne insbesondere Bodorama-Lui jetzt mal,
 um das wieder ein bisschen auf Thüringen zu fokussieren, macht nach allem, was sich auch in Presse berichten gelesen hat.
 Also ich bin jetzt in wirklich kein 100% der Experte für Thüringen, aber nach allem, was ich gelesen habe in Analysen,
 macht der in Grunde eine sozialdemokratische Politik, ja, ihn trennt nichts vom Grundsatzprogramm der SPD,
 vielleicht mit Ausnahme dieser Frage, ob die DDR jetzt in Unrecht start war, dass er die linke einfach aufgrund natürlich von Altlasten in der Partei einfach ein gewisses Problem,
 aber das ist ein sprachiges Problem und das ändert ja nichts an der Realpolitik der Linken, die sie eben heute in Thüringen macht.
 Also insofern, da muss man einfach, ich, also man möchte die Union nehmen und gut durchschütteln und sagen, Leute nun merkt's mal.
 Ja, was macht Merkel? Gar nichts.
 Das finde ich am Bemerkenswert ist noch mit an diesen Wahlen, dass sie eigentlich fast nichts gesagt hat zu diesen zumindest nichts, was ich gehört hatte, zu dem, zu dem Erstarken der AfD und zu den krassen Stimmenverlusten ihrer Partei,
 aber dazu gleich noch mehr.
 So nächst mal finde ich, müssen wir ehrlicherweise oder der Vollständigkeit halber auch dazu der Frage kommen, was macht denn die Bundesregierung?
 Eigentlich gegen rechtsextremer und rechtsextremistische Ausflüchse gerade auch nach dem Fall am Regierungspräsidenten Lübke und nach dem Terroranschlag in Halle.
 Ja, ganz genau. Die Bundesregierung hat sich immerhin auf die Fahnen geschrieben, doch jetzt mal wirksame Maßnahmen zu ergreifen, gegen den um sich greifen den Rechtsextremismus.
 Deswegen hat sie einen Maßnahmenpaket beschlossen. Wir müssen allerdings als Disclaimer voranschicken, dass es da noch keinen Gesetzinfurf gibt, jedenfalls liegt er uns nicht vor.
 Wir können also, wie so häufig nur aufgrund eines Eckpunkte-Papiers berichten.
 Und gerade wenn es um juristische Analysen geht, ist das sehr unbefriedigen.
 Deswegen werden wir an manchen Stellen hier einfach noch sagen müssen, bleibt abzuwarten.
 Aber was man jedenfalls rauslesen kann, ist, dass eingeführt werden soll, eine Meldepflicht für Internetplattformen, das Hasskriminalität im Netz an das BKA zu melden.
 Also Betreiber von Onlineplattformen, so steht es im Papier, müssen strafrechtig relevante Beiträge.
 Wie Mordrohung oder Volksverhältnisse inhalte künftig zentral melden dazu, soll eine spezielle Stelle im Bundeskriminalamt eingerichtet werden.
 Und dabei sollen die Proweider dazu verpflichtet werden, auch die IP-Adressen der Absender solcher Postings zu ermitteln.
 Also das eine sind die Plattformen, die solche Inhalte melden müssen.
 Und dass der zweite Player sind die Proweider, wo diese Menschen angemeldet sind und ins Internet gehen.
 Und die sollen an die Nummer auch dazu melden oder zumindest zur Verfügung stellen, unter der diese Leute angemeldet waren, um dann eben auch die Namen rauszufinden.
 Genau, das ist so die Idee, wenn man sich das jetzt mal anschaut, bin ich ein bisschen skeptisch, ob uns das tatsächlich weintabringen.
 Ich sehe jedenfalls auch an eine hebliche Gefahr von negativen Effekten.
 Denn wenn man ehrlich ist, dann ist bisher eigentlich das Problem bei der Bekämpfung von straf am Internet eigentlich nicht, das zu wenig Anzeigen erstattet werden.
 Das Problem ist bisher, dass nach einer Anzeige viel zu wenig passiert.
 Und viel zu lange nichts passiert.
 Und da muss man ganz ehrlich sagen, halt ich das für fraglich, ob sich die Lage besser, wenn mehrfälle angezeigt werden.
 Das heißt, also noch viel mehrfälle, also bei einer Anzeigepflicht reden wir ja von 10.000 und von Fällen.
 Wenn also immer mehr Fälle tatsächlich landen bei den Ermittlungsbehörden, die waren bisher, bei den eingehenden Anzeigen offensichtlich schon völlig überfordert.
 Und wenn jetzt einfach die Zahl der Anzeigen sich verzehnt, fahrt bin ich mir nicht wirklich sicher, ob das außer einem statistischen Effekt auch tatsächlich bei der Zahl der Strafe fahren,
 irgendwas bewirkt, insbesondere bei der Zahl der Verurteilung.
 Denn wenn man irgendwas erwarten möchte von diesen Anzeigen, dann ist es ja, dass es dann auch tatsächlich zu einer Verurteilung der Verantwortlichen kommt,
 die dann wiederum hoffentlich generell präventive Auswirkung hat, also abschreckende Wirkung hat.
 Grundsätzlich positiv bewirkt, ich persönlich aus einer Effizienzperspektive des Engagement des Bundesbewerten, also dass das BKR, also quasi als Zentralstelle auch für Internetkriminalität tätig werden soll,
 denn die Länder machen bislang viel zu wenig.
 Außen am bestätigen Deregel, es gibt in Hessen bei der Generalstaatsamwaltschaft eine ganz gute Stelle für Internetkriminalität in Nordrhein-Westfalen.
 Hat sich in letzter Zeit eine herausgebildet von Staatsamwalde Hartmann, aber der da irgendwie bundesweit inzwischen auch auf PR-Tour geht für seine Leute.
 Aber ob das, wie gesagt, das sind eher die Außennahmen als die Regel.
 Die Länder machen zu wenig. Das Problem ist nur dabei, wie darum, eigentlich sehr gut überhaupt nicht zuständig.
 Die Länder machen zwar ihren Job hier nicht ordentlich.
 Lassen sich jetzt nur zu gerne vom Bund die Butter, vom Brot nehmen, der Bund stößt also quasi in dieses Vollzugs-Warko, um diese Ermittlungs-Warko um der Länder vor.
 Aber da wird dann auch heimlich stehen und leise die Ermittlungs- oder die Zuständigkeit im Bund-Länder-Gefüge verschoben.
 Eigentlich soll die höhere Effizienz einer bundeseinheitlichen Regelung ja gerade nicht der Grund sein, warum Länder ihre Kompetenzen verlieren.
 Normalerweise ist es natürlich, Föderalismus häufig auf den ersten Bix ein bisschen ineffizienter, weil es eben 16 Zuständige gibt und nicht plus eine Stelle.
 Aber das hat ja gute Gründe, dass wir unsere Strafverfolgungszuständigkeit eben gerade nicht föderal organisiert haben.
 Von außen am abgesehen, ja, an die Terror-Trappe.
 Nicht zentral, nicht zentral, was du willst.
 Also ich bin da wirklich zweigespalten, wie gesagt, die Anzeigepflicht als solche könnte, zu einer DDoS-Attackung führen ja einfach viel zu viele Anzeigen, viel zu wenig Ermittlungskapazitäten und Engagement des Bundes.
 Wahrscheinlich effizient, aber verfassungsrechtlich nicht problematisch.
 Aber gesagt, für eine genaue Bewertung muss man einfach abwarten, was da konkret geregelt werden kann.
 Es gilt ja auch für diese anderen Plan, die sie machen, den sie in ihre Eckpunkte geschrieben haben, Auskunftsbefugnis gegenüber Telemedien-Dienstanbietern im BKA-Gesetz,
 soll das festgeschrieben werden und in der Strafprozessordnung.
 Also die Ermittler sollen eine Auskunftsbefugnis bekommen.
 Ja, genau. Also die Idee ist, dass Telemedienanbietern also auf Deutsch Netzwerk, Betreiber, wie Facebook und Twitter und so.
 In Zukunft, Auskunft geben müssen gegenüber dem Bundeskriminalamt und anderen Ermittlungsbehörden zum Beispiel bezüglich der Bestandsdaten.
 Also was hat jemand angegeben als er seinen Facebook-Account eingerichtet hat beispielsweise?
 Es ist eigentlich nicht so ganz klar, was das soll, denn so was gibt es schon.
 Es gibt im Telemediengesetz schon heute eine solche Auskunftsbefugnis.
 Es gibt in der STPO auch eine Abrufbefugnis für diese Daten und dann gibt sogar im Paragraph 5 des Netzwerk-Durchsetzungsgesetzes sogar eine Reaktionsfrist.
 Die wird zwar systematisch gerissen von den Providers. Aber im Prinzip gibt es sie.
 Also ich bin ich wirklich gespannt darauf, was man dann noch überhaupt regeln will.
 Vielleicht, wenn ich übersehen, wenn ich ausschließend sie jetzt irgendeine kleine Regelungslücke übersehen habe.
 Aber im Großen und Ganzen scheint auch das aus meiner Sicht ein Fall zu sein, wo es vor allem ein Vollzugsdefizit gibt.
 Ich hoffe, ich hoffe sehr, dass das nicht nur Aktionismus ist. Wir werden sehen.
 Ja, dann das gleiche gilt. Im Grunde, das kann man jetzt kurz zusammenfassen für die Frage, wie sieht es mit Strafrechtsverschärfung aus?
 Ist ja schon viele Strafrechts.
 Ja, genau. Ich denke auch, eigentlich ist der Straftatenkatalog hier schon ziemlich umfassend.
 Wir müssen da abwarten, was genau im Gesetzentwurf steht. Es war die Rede von Strafverschärfungen für bestimmte Äußerungsdelikte.
 Sofern sie im Internet begangen wurde. Das nimmt so ein bisschen eine Forderung auf, die wir in der Lage schon öfter formuliert haben.
 Dass man einfach quasi in den Blick nehmen muss, dass eine Beleidigung zum Beispiel online eine ganz andere Breitenwirkung haben kann als eine Beleidigung am Stammtisch oder einem Leserbrief.
 Das könnte im Ansatz sinnvoll sein. Jetzt steht hier aber in diesem Tesenpapier nicht nur eine Strafschärfung für quasi Beleidigung mit großer Breitenwirkung,
 sondern eine Zitat Erweiterung der unter Strafegestellten Handlungen mit anderen Worten, da sollen mehr unter Strafe gestellt werden, nicht nur die Strafe geschärft werden.
 Wenn das nicht nur umsauber formuliert ist, dann frage ich mir wirklich, was das bedeutet.
 Wir können das Gesetz noch nicht genau bewerten, aber ein scheint schon deutlich zu sein. Auch diese Initiative legt wieder einen alleinigen Schwerpunkt auf das Strafrecht.
 Bei Äußerungsdelikte im Internet ist das Strafrecht natürlich immer irgendwie mitzudenken und kann auch ein wertvolles Mittel sein.
 Aber es wird doch deutlich überbewertet und in seinen Möglichkeiten völlig überschätzt.
 Insbesondere fehlt weiterhin eine Möglichkeit, nicht nur gegen konkrete Menschen vorzugehen. Klar, was beim Strafrecht der Fall ist, ist beim Strafrecht-Bots immer ein individuelle Person gegen die Vorgang wird klar mal zu.
 Sondern man müsste eigentlich auch mal gegen Accounts vorgehen können, also zum Beispiel Facebook-Seiten oder Twitter-Accounts, wo man eben nicht weiß, wer dahinter steht.
 Denn das Strafrecht führt zu nichts, wenn man nicht rausfinden kann, wer hinter dem Account steht oder zum Beispiel, wenn die Täter im Ausland sitzen.
 Selbst wenn man weiß, wer hinter einem Account steht, sagen die Leute dann hoff ich nachher, "Ja, mag ja sein, dass das meine Seite ist auf Facebook."
 Aber das hat meine Tochter, klar mal auf 13 Jahre, klar mal zu, geschrieben und dies noch nicht strafen will.
 Ich mit anderen Worten, diese Fokussierung auf das Strafrecht führt dazu, dass man immer individuelle Menschen bestrafen muss.
 Das klappt aber in ganz vielen Fällen nicht und das wird auch nicht klappen, in ganz vielen Fällen.
 Deswegen hatte ich im Juni schon den Vorschlag gemacht, dass man stattdessen lieber die Accounts in die Haftung nehmen sollte.
 Man schtett das Schlag vor, dass sich dafür gepränkt hatte, weil das digitale Gewaltschutzgesetz, die Idee ist, dass Gerichte auf Antrag von Geschädigten oder auch von Opferschutzorganisationen Accounts sperren können sollten.
 Denn dann muss man sich nicht mehr länglich mit der Frage auseinander setzen, wer was denn jetzt und dann kann man sagen, dieser Account wird hier quasi als digitaler Schlagstock eingesetzt.
 Das Account wird benutzt, um Menschen Gewalt anzutun, werbar und deswegen wird dieser Account jetzt mal aus dem Verkehr gezogen.
 Ich habe mich sehr gefreut, dass vor einigen Wochen der Bund der Kriminalbeamten auf Bundesebene, also quasi die Gruppe der Profis, die in diesem Bereich tätig sind, diesen Vorschlag übernommen hat.
 Das ist jetzt also nicht nur meine Ideen, sondern auch beim BDK angekommen und finde ich großartig, auch mehrere Landesjussizministerien haben sich gemeldet.
 Also da ist offensichtlich Musik drin und ich würde mich sehr freuen, dass man persönlicher Kommentar dazu, wenn dieses digitale Gewaltschutzgesetz in einer anderen Form kommen wird.
 Außerdem sollte das Waffenrecht verschärft werden, bevor Waffenbehörden ein Waffenschein ausstellen müssen sie künftig, so der Plan noch gar nicht gesetzt, bei den Verfassungsschutzbehörden anfragen, ob diesen Erkenntnissen zu Personen vorliegen, die eben dagegen sprechen, also zu Person irgendwas vorliegt.
 Dadurch soll sichergestellt werden, dass Mitglieder von verfassungsfeindlichen Vereinigungen keine Waffen mehr halten, auch sollen extremisten, die bereits im Besitz einer Waffe sind, die Waffe durch Erkenntnisse der Verfassungsschutzes entzogen werden können.
 Ja, kann man sagen, macht Sinn, hat ganz schön lange dauert. Auf der anderen Seite glaube ich, dass beispielsweise der mutmaßliche Attentäter auf den Regierungspräsidenten da nicht runtergefallen wäre, denn der stand so nicht im Besieh des Verfassungsschutzes.
 Ja, Akte war kurz vom Gelescht wäre.
 Wo ist für der Vernichtung, wobei das glaube ich eine Polizeiakte war, keine Verfassungsschutzakte und der Täter von Halle war ja völlig unbekannt.
 Also, im Grundsatz klingt das erstmal gut, da wird es eine Menge Detailprobleme geben, weil Verfassungsschutzbehörden ja immer so ein Riesengewäße machen um den Quellenschutz.
 Die sagen halt immer, uns liegen hier Erkenntnisse vor und wenn es dann zu Gericht geht, dann sagen sie, das können wir aber leider nicht sagen, woher wir das wissen, das fern wir so im Bauch.
 Das klingt immer erstmal gut, anfrage beim Verfassungsschutz, aber das dann auch Gerichtsfeste Informationen geliefert werden, ist leider eher die Ausnahme als die Regel.
 Weil er oder sie ja gegen klagen kann, oder?
 Ja, genau. Also, wenn du jetzt irgendwie deine Waffe verlierst, dann kannst du dagegen natürlich in verschiedenster Weise vor dem Verwaltungsgericht vorgehen und dann geht es irgendwann quasi zu den Fakten und dann müssen die Verfassungsschutzbehörden fakten liefern.
 Und das ist regelmäßig sehr schwierig, weil die ja häufig auf irgendwelche Quellen setzen, irgendwelche Berichte von Agenten oder von V-Leuten, die dann wiederum nicht öffentlich gemacht werden können.
 Aber trotzdem, also die Grundidee, mal so ein bisschen genauer hinzukucken werden, werden hier aus dem Rechtsextremilie oder aus dem Reichsbürgermilie oder so eine Waffe hat, ist sicher eine gute Idee.
 So, Last Partner Liest, letzter Punkt, kontinuierliche Präventionsarbeit steht noch drin.
 Also neben der Strafeverfolgung setzt die Bundesregierung, sagt sie auf Prävention, um gegen Rechtsextermismus, Antisemitismus, Rassismus und Menschenfeindlichkeit vorzugehen.
 So wurde, schreibt sie im Juli 2016 die Strategie zur Extremismusprovention und Demokratieförderung vorgelegt. Ziel ist es ja, wie gesagt, dagegen vorzugehen.
 Jetzt soll dieses Programm ausgebaut und deren finanzielle Förderung auf hohem Niveau verstetigt werden.
 Zu Deutsch, das bleibt, aber es gibt eben auch nicht mehr Geld.
 Sondern für das Programm Demokratie leben, bedeutet das zum Beispiel, dass die Mittel in der Finanzplan bis 2023 also in den nächsten drei Jahren fortgeschrieben werden.
 Das ist gut und schlecht zugleich. Also zum Beispiel dieser Verein von Werner Wagner Exit in der View in Medinradie haben wir hier auch zitiert.
 Der hatte bis zum Schluss zu kämpfen, ob er finanziert wird, vor allem durch dieses Programm.
 Ich habe ihn jetzt versucht, nochmal anzurufen, ob das jetzt in Traug natürlich an ist. Es gab da ganz verheistungsvolle Zeichen.
 Aber soweit ich das jetzt weiß, sicher ist das noch nicht. Und da finde ich, liegt mit der größte Hase im Verfahren.
 Dass sie eigentlich, das, was wir auch letztes Mal beschrieben hatten, diese Prävention, diese direkte Ansprache von Leuten, die Gefahr laufen, in den Rechtsextrasismus, abzugleiten, das das viel mehr gestärkt werden müssen.
 Weil alles, was wir bisher berätet haben, ist hinterherkehren.
 Wenn das Kind im Brunnen ist, dann, wenn die Leute schon nahezu sind, dann macht das, was wir hier es geziert haben, vielleicht sind.
 Aber viel, viel wichtiger wäre es doch eigentlich zu verhindern, dass die dahin überhaupt abgeleiten.
 Und das ist halt kompliziert. Und das braucht viel Zeit, das braucht viel Personal und das kostet viel Geld.
 Und das geben Sie jetzt für dieses Programm 115 Millionen aus, ist nicht schlecht. Aber da müsste mehr reinfließen.
 Ja, und jetzt vielleicht noch mal so einen kleinen Schritt zurück, Bewertung des Pakets gegen Rechtsextremismus insgesamt.
 Ja, ich denke mal, man musste mal, ich muss sagen, vieles davon war schon von der Innenministerkonferenz beschlossen worden.
 Aber es ist natürlich immer eine gute Idee, wenn das dann auch tatsächlich auf der Bundesebene ankommt.
 Ich denke aber, ein zentrales Problem hat jedenfalls dieser Maßnahmekatalog jetzt bislang nicht in den Blick genommen.
 Und das ist das Problem der Beobachtung von Gefährdern durch Sicherheitsbehörden. Denn man muss einfach trocken an erkennen, die Täter aus Halle und auch der Lübgemörder aus Kassel waren nicht auf dem Radar der Mittlungsbehörden.
 Das heißt, die Behörden wurden erklärtermaßen von beiden Taten, Zitat, Kalt erwischt. Und das obwohl jedenfalls der Täter von Kassel seit vielen Jahren als militant an Nazi bekannt war.
 Aber wann er jetzt irgendwie Familienvater war und Frau und Kinder hatte. Und nichts mehr konkretes mal gemacht.
 Ja, genau. Dach zum Anhalt, auch, der wird sich schon irgendwie beruhigt haben. Und jetzt machen sich aber, muss ich sagen, erfreulicherweise, viele Menschen aus den Sicherheitsbehörden sorgen.
 So jedenfalls berichtet es Georg Maskolo von der Süddeutschen Zeitung. Der traditionell über sehr gute Kontakte verfügt den machen sich jetzt eben sorgen.
 Ob man auch die gefährlichen Leute wirklich auf dem Radar hat. Die Antwort ist vermutlich heute nein. Aber wenn man da das Problem erkannt hat, denke ich mal, dann ist damit ja der erste Schritt getan, um das Problem auch zu lösen.
 Und ich denke, es lohnt sich bei dieser Gelegenheit einmal kurz über diesen Gefährderbegriff nachzudenken.
 Ja, denn das wird ja immer wieder über diese Einstufung diskutiert. Wer ist eigentlich Gefährder? Und wer verdient sozusagen die besondere Aufmerksamkeits- der Staats- also unter Umständen mitabhängen?
 Und der Umständen mit Abhörn von Telefon und Beobachtung rund um die Uhr. Aber das ist eben kein Begriff, der gesetzlich definiert ist.
 So sind also die Behörden sehr frei, selber zu definieren, was vom Gefährder ist. Und aus dem Bereich Islamismus wissen wir, dass es ungefähr 700 Gefährder gibt oder Leute, die eben als Gefährder, meistens sind sehr gefährder, keine Gefährderinnen eingestuft werden.
 Gleichzeitig stufen die Behörden aber nur 43 Rechte oder Rechtsextremisten als Gefährder ein. Fragt man sich, sind da sie selben Kriterien? Denn es gibt 12.000 Gewalte breite Rechtsextremisten, die gleichzeitig beanahndbehörden registriert sind.
 Ja und davon muss man sich schon so ein bisschen fragen, wie kann denn das sein, dass es 12.000 Gewaltbereite Rechtsextremisten gibt, aber nur ein verschwinden geringer Anteil davon, nämlich 43, auch tatsächlich als rechte Gefährder.
 Wie Sie sind bei, wie gesagt, parallel dazu 700 istlamistischen Gefährdern und unter diesen 43 waren jedenfalls schon mal nicht die beiden Täter von Halle und Kassel. Und das bringt Georg Maskolo von der Süddeutschen zu der Kritik.
 Zitat, obwohl dem Rechtsstaat eigentlich egal sein sollte, welcher Kulör die Extremisten sind, von denen eine Gefahr ausgeht, schreitet er bei Rechten, bis lang nicht so früh eingenoam.
 Das haben wir ja auch schon oft kritisiert. Es gab jetzt auch eine öffentliche Anhörung im Bundestag, der Chefs der Geheimdienste. Und auch da glaube ich, so zumindest die Berichte wurde deutlich, dass das Problem bewusst sein, da vorgetrunn ist.
 Das ist schon mal gut, ne? Aber bis lang wurde der Terror von rechts eben einfach nicht ernst genug genommen. Man dachte irgendwie, die Rechten sind lange nicht so gefährlich wie die Islamisten, aber möglicherweise setzt da jetzt ein Umdenken ein.
 Das kann man wirklich nur hoffen, wir haben das in der Lage immer wieder gefordert, auch gerade wenn man eben die staatliche Reaktion auch auf den RRF Terrorismus mal als muss da nimmt oder als Folie nimmt, dann war das doch bis lang wirklich nicht so wirklich nicht so wirklich beeindruckend, was da jetzt gegen Nazis passiert ist, aber vielleicht ernetzigt.
 Man kann sich so ein bisschen wie Freistaat ist das wirklich so schwer eigentlich, somit die Menschen als Gefährder einzustellen.
 Ja, das beschreibt die SZ, finde ich ganz anschaulich anhand dieses Computer-Pukums Radar oder Radar, je nachdem, wie man es ausspricht, dass bis her zumindest dazu dient Menschen zu kategorisieren, ob sie denn islamistische Gefährder sind.
 Und da müssen die Beamten und Beamten 72 Fragen beantworten und am Ende kommt halt so ein Skord heraus von Roten nach Grün, der eben die Gefährlichkeit symbolisiert darstellt, die halt dieser Mensch für die Öffentlichkeit darstellt.
 Das lässt sich aber auf Nazis offensichtlich oder auf rechtsextreme nicht so einfach übertragen.
 Ja, also es gibt jedenfalls bis zu lang nicht so ein Programm und die Beamten sagen das ist nicht so einfach zu übertragen, denn Argumenten sind immer näher, die verhalten sich nicht so auffällig, zum Beispiel fahren, die ja nicht nach Syrien oder in die Rag und nehmen wir in irgendeinem Terror-Camp-Teil.
 Gut, aber ich muss ganz endlich sagen, da macht man es sich ein bisschen zu einfach, finde das ist eine ziemliche Selbstentlastungstrategie, denn es gibt ja durchaus klare Anhaltspunkte für rechtsextremismus und auch für rechtsextreme militanz.
 Ja, das geht eben los bei Äußerungstiligten, natürlich nicht jeder, der irgendwie mein Hakenkreuz, eben keine Ahnung irgendwo postet, wird dann auch gleich hingehen und Menschen erschießen, aber es ist doch zumindest ein Zeichen, dafür, dass jemand einfach schon ganz tief drinsteckt im rechten Sumpf.
 Dann gibt es eben Anhaltspunkte, wenn man einen Hang hat zu waffen, wenn man anfängt, waffen zu sammeln, wenn man irgendwie NS-Militariasammel, ja, keine Ahnung, wenn sich irgendwie Stahlhelme an die Wand hängt oder eben auftauchen bei rechtsrockkonzerten und so.
 Also es gibt doch eine ganze Menge Anhaltspunkte dafür, dass jemand da richtig hart drauf ist.
 Ja, das gilt für den analogen Bereich, in der Kohlenstoffe, sozusagen, aber bei dieser Anhörung wurde auch klar, dass die Radikalisierung in Netzbasierten voren, ein riesen Problem ist.
 Das auch der mutmaßliche Atentäter von Halle in voren unterwegs waren, die viele überhaupt noch nicht auf den Zettel hatten, also ganz davon abgesehen, ob sie die kennen und da nicht präsent waren, aber das waren voren, die kannten die noch nicht mal.
 Und das in den Griff zu kriegen, da zumindest mal ein Aindruck, was ich so lese, auch aus dieser Anhörung ist, da haben Sie riesen Rezern, da stehen Sie vor riesen Fragen.
 Ja, aber da würde ich ganz ehrlich sagen, das zeigt doch einfach nur, dass man da jetzt 10-te langen pennt hat.
 Oh, das ist auf jeden Fall, natürlich ist das Internet dynamisch, natürlich bilden sich da irgendwie jeden Tag neue Chatrooms, aber ich glaube, das macht doch ganz deutlich, dass da einen Umsteuer nötig ist.
 Wie gesagt, das bleibt jetzt abzuwarten, ob da tatsächlich sich der Kurs geändert hat.
 Ich habe insbesondere beim Bundesamt für Verfassungsschutz den Aindruck, dass der Abgang von Herrn Maasen, der ja nun ganz offensichtlich in Rechtsdral hat immer mehr Liebäugelt und immer mehr Brücken bauen will zwischen CDU und AfD, das also der Abgang von Herrn Maasen da wirklich den Wind gedreht hat in der Behörde.
 Also, erhalten war, scheinter, das der Nachfolger, scheinter wirklich zu versuchen, sein Amt wieder jetzt ernsthaft etwas, wieder erstmals wirklich in Stellung zu bringen, gegen Rechtsradikale.
 Ich bin gespannt, ob es funktioniert, wenn ja bei Verfassungsschutzbehörden tendenziell skeptisch, aber wenn da was mal rauskommt, wie wenn sie?
 Wie angekündigt, kommen jetzt noch mal zurück zur Koalition.
 Da hat man sich schon eine weitere Folge aus den Türen wahlen, aber es gibt dann noch ein bisschen mehr Kontext.
 Ja, das ist die Frage. Wir haben ja vom Vorfeld drüber debattiert.
 Aus meiner Wart stellt sich das so, dass wir jetzt eine doch veritabte Führungsdiskussion haben, um Angela Merkel, ob sie noch die richtige Bundeskanzlerin ist, um eine Gerätkrammkarnbau, ob sie gute Verteilungsministerin, aber vor allen Dingen die richtige Vorsitzende der CDU.
 Deutschlands ist und Kanzlerkandidatin.
 Also da ist in diesen Tagen ein doch sehr, sehr großer Bruch sichtbar geworden. Ende offen. Ausgangspunkt haben viele mitgekriegt.
 An den Gerätkrammkarnbauer schlägt mehr oder weniger für alle überraschend vor, eine Sicherheitszone im Norden Syrians einzurichten.
 Also wo die Türkei einmaschiert ist, wir haben darüber berichtet, die USA haben sich zurückgezogen, Türkei ist einmaschiert, Russland und das hat haben einen Abkommen geschlossen und mehr oder weniger Syrien unter sich aufgeteilt.
 Und wahrscheinlich vermute das ein bisschen frustriert über die passive Rolle Deutschlands und der EU.
 Hat also eine Gerätkrammkarnbau gesagt, wir könnten doch da eine Sicherheitszone einrichten. Eigentlich durchaus, da wir mal ein ernst zu leben, da Vorschlag, auch schon mit unter erprobt, wenn die Uno zustimmen, dann wird da also eine Zone eingerichtet.
 Es werden Uno Soldaten stationiert und und und und und. Problems schonzen das umzusetzen, 0.
 Genau, und zwar nicht etwa bei der Vorschlag als solcher Dof gewesen wäre. Das kann ich gar nicht beurteilen, wie präzise der eigentlich war.
 Es ist jedenfalls auch nicht besonders ausgefeilt und differenziert rübergekommen. Es war eher so eine Art Schlagwortsicherheitszone.
 Aber es vor allem deswegen war ein Gehen verpufft, weil er nicht mal in der großen Koalition abgestimmt war.
 Dementsprechend war die Folge dieses Vorschlags, Verwirrung der NATO-Partner, sehr verhaltene Reaktionen. Man merkt also richtig, wie die Menschen, die sich dazu geäußert haben, Herr Stoltenberg zum Beispiel.
 NATO, ich glaube ich NATO-Genetrags-Keter. Ja, die haben da so ein bisschen rumgedruckt, sondern ja, interessanter Vorschlagen müssen wir uns mal angucken.
 Auf jeden Fall hat es quasi keine, keine internationale Wirkung gehabt, eben einfach deswegen, weil an Gerätkrammkarnbau das so rausgehauen hat, ohne wenigstens klarzumachen,
 dass da vorher sicherzustellen, dass das auch eine einheitliche Linie der gesamten deutschen Regierung ist und nicht nur ihre Privatmeinung als Verteilungsministerin.
 Und die mensprechend verschnüpft hat Heiko Maas, der Bundesausministerihergieber.
 Ja, das ist gesagt, überall wird uns gesagt, dass er sei kein realistischer Vorschlag, sagt er Maas beim Treffen mit einem türkischen Ausminister.
 Und der, wie wird er ausgesprochen?
 Kavuzulu. Kavuzulu, das gebe ich aber nicht mit gesprochen wahrscheinlich, nicht Kavuzulu. Das Thema der Sicherheitszona hat in unserem Gespräch weniger Zeit als auf dieser Pressekonferenz in Anspruch genommen.
 Das sagt eigentlich alles, sagt der türkischer aus.
 Mit anderen Worten, das müssen Sie sich auch mal als Settingvorstände. Der geht's um einen Vorschlag, Sicherheitszone im Norden Syriens, die natürlich ganz zentral den Zweck verfolgen würde, die türkische Armee daran zu hindern, irgendwelche Koden abzuschlachten.
 Das wäre der Kern Sinn dieser Sicherheitszona und bei einem Treffen ausgerechnet mit dem türkischen Ausminister machen Heiko Maas und eben dieser türkische Ausminister gemeinsam an den Grit Kramp-Karrenbau und ihren Vorschlag runter.
 Das ist natürlich schon von Heiko Maas auch ein ganz böses Fault.
 Das Miserable eingetutet, hat Heiko Maas übergangen bei ihm Vorschlag. Keine gute Idee. Heiko Maas keilt aber eben, denke ich auch schon, richtig hart zurück. Die FDP jedenfalls, Oppositionsfraktionen im Deutschen Bundestag, kritisiert das in sehr deutlichen Worten und sagt,
 und das Außen- und verteidigungspolitische Auftreten der Bundesregierung wird immer desaströser und da muss ich ganz ehrlich sagen, was immer man von dem Vorschlag als solchenhalten mag, jedenfalls das Händling war militantisch.
 Und da kommt jetzt halt eine Menge zusammen. Also es ist ein weiterer Fehltritt von AKK, für den sie zurechtkritisiert wird. Und zwar nicht nur eine art politischer inhaltlicher Fehler, sondern vor allem ein massiver Händling-Fehl.
 Da für die Musikmann einfach ist, fehlt ihr an entscheidenden Punkten das politische Handwerkszeug?
 Und dann die massiven Niederlage in Thüringen und die Bilanz der großen Koalition, bis hierher. Und das hat jetzt dazu geführt, dass die innerparteilichen Gegner von Anagreedkrank-Karmbauer Luft von unten verspüren und sich zu Wortmeldung.
 Ja, sie kommen halt so aus der Deckung. Also es gab ja in der CDU vor einem Jahr ca. die Führungsentscheidung, es gab also in der pertalischen Abstimmung zwischen Gens Span, Friedrich März und Anagreedkrank-Karmbauer. Da hat AKK relativ knapp aber immerhin gewonnen und daraufhin hat sie der Parteitag gewählt.
 Und damit war eigentlich so die Hoffnung jedenfalls der Union dieses Thema mal durch. Und dieser Burgfrieden hat jetzt allenfalls ein Jahr gehalten, denn bei AKK ist einfach der Einung entstanden. Die kann es einfach nicht. Die kann schon nicht verteidungsministerin, die kann schon mal gar nicht Bundeskanzlerin. Sie ist extrem geschwächt.
 Und dem entsprechend hat sich jetzt Friedrich März, der zweite platzierte bei der Abstimmung vor einem Jahr und nach wie vor wohl aspirant auf das Amt sowohl der CDU-Vorsitz des Ansatz auf der Kanzerkandidatur und natürlich vor allem Hoffnungsträger eines Sankt-Wer-Wirtschafts-Nahen und der konservativeren Flügels in der Union.
 Dieser Friedrich März hat sich jetzt zu Wort geäußert, gegenüber dem zweiten deutschen Fernsehen und hat sehr deutlich ausgesprochen, dass das Ergebnis in Türingen auf das Konto der großen Koalition gehe und es Merkel an Führungsstärke fehle und das hat er sehr deutlich auf den Punkt gebracht.
 Wir sind in einer ganz schwierigen Situation. Das hängt nach meinem Eindruck aber vor allem damit zusammen, dass sich seit Jahren über dieses Land wie ein Nebel-Tepich, die die Untätigkeit und die mangelnde Führung durch die Bundeskanzlerin legt.
 Das ist der Hauptkritikpunkt, den ich wahrnehme und den ich auch teile. Das kann so nicht weitergehen und ich kann mir schlicht nicht vorstellen, dass dieser Art des Regierens in Deutschland noch zwei Jahre dauert bis zum Ende dieser Wahlperiode bis Ende 2021.
 Das geht einfach nicht. Dafür sind die Probleme des Landes zu groß, dafür sind aber auch die internationale Herausforderungen viel zu groß. Das kann sich Deutschland, das kann sie aber auch Europa nicht leisten.
 Das ist ja ein frontalangriff erst mal auf die Bundeskanzlerin und dann könnte man ja sagen, "Oh gut, da kann man sicherlich vorträftig überstreiten." Aber es gibt ja noch eine aspirante, die vielleicht verfassungsrechtlich nicht ganz einfach, aber irgendwie dann doch vielleicht vor dieser Wahl schon Bundeskanzlerin werden könnte.
 Aber das scheint auch nicht das zu sein, was Herr Merz im Sinn hat in mir. Ich denke auch, also Vormel hat der natürlich Angela Merkel angegriffen, aber gemeint dürfte eigentlich oder jedenfalls auch AKK sein.
 Auch wenn er sie nicht direkt angreift macht, hat auch deutlich, dass sie auch zu kritisieren ist. Er sagt zwar, er habe ihr vor einem Jahr seine Unterstützung zugesagt nach dieser für ihn knapp verlorenen Vorstandswahl.
 Und vor der Gründe, er weckt auch den Eindruck, dass er sie auch heute noch unterstützen. Aber jeder weiß, dass das nicht stimmt. Und mein Genausschuss sagt das auch nicht mal.
 Annegret Kamm-Karrenbauer ist nicht die einzige, die hier im Mittelpunkt der Kritik zu stehen hat. Sie ist nicht die einzige, die im Mittelpunkt der Kritik zu stehen hat, aber sie steht eben auch im Mittelpunkt der Kritik.
 Die Parteivorsitzende hat dabei nach meiner Beobachtung kaum eine Negativorolle gespielt.
 Also, was du was anergräht, wenn ich das mir so angucke, was du so in der letzten Zeit gemacht hast, muss ich ehrlich sagen, du hast kaum eine Negativorolle gespielt. Und kaum eine Negativorolle ist jedenfalls auch eine Negativorolle.
 Also, ich finde, das ist ein schönes Beispiel für Friedrich Merz, etwas für schwobelte politische Rhetorik, aber im Kern ist das ein Frontalangriff auf Merkel. Die kriegt direkt einen auf die zwölf, aber AKK kriegt auch immerhin noch mal so den einen anderen kleinen Trit in die Kniekele mit.
 Und Friedrich Merz macht das natürlich nur deswegen, weil er genau weiß, dass er damit die Emotionen eines breiten Teils in der Union anspricht, vielleicht am deutlichsten formuliertes der Chef der Junge und Union.
 Nämlich Tilman Kuban, der AKK, nehme ich direkt angreift und ihre Kompetenz als Kanzlerkandidatin offen anzweifelt.
 Mit Kuban fordert die Frage, der Kanzlerkandidatur soll es schnell geklärt werden, damit stellt er sich inhaltlich gegen AKK, die nämlich, bis lange immer die Linie verfolgt, dass diese Frage Ende 2020 erst entschieden werden sollte.
 Und außerdem fordert Kuban eine Ur-Wahl, was natürlich wiederum die Möglichkeit eröffnen würde, in der Union Stimmung zu machen gegen AKK und für Friedrich Merz.
 Und wer springt Merkel zur Seite auf Old Peter?
 Mr. Groko, Mr. Olaf Scholz, damit ist alles gesagt, damit ist eigentlich alles gesagt, die Fronten sind eröffnet und die Frage ist, worauf läuft sie aus?
 Und es gibt glaube ich im Dezember den Parteitag der CDU, ist das so?
 Wo AKK so ein bisschen gesagt hat, okay, dann stimmen wir doch ab.
 Und die Frage ist jetzt, lässt sich Merz drauf ein.
 Wird es tatsächlich nochmal eine Vorstandsweige geben?
 Das lange ist die nicht angesetzt, höre nicht richtig sehe, ist die steht die auf dem Parteitag eigentlich nicht an. Ich bin nicht 100% sicher, aber ich habe jetzt die noch mal nachgeguckt, Wille wo du das anstehen solltest.
 Das hatten wir nicht vorbereitet, kann ich nicht mit Sicherheit sagen, aber ich meine, es wird eigentlich tun, es mäßig kein Vorstand gewählt und die Kanzlerkandidat-Tinnen frage, war eigentlich auch nicht, nicht aktuell.
 Aber da ist im Momentan einfach vieles möglich in der Union und es zeigt sich einfach sehr deutlich, es gibt ein krasses Machtwarkoben.
 Angela Merkel ist ja eben nahm wie vor Kanzlerin, könnte also eigentlich auch sehr deutlich inhaltliche Akzentersetzen, macht das nicht, nimmt dieses Amt im Grunde gar nicht mehr wahr.
 Ausser eben formal und repräsentativ.
 Und bei außen und aus dem politisch fleißen.
 Aus dem politisch noch, aber jedenfalls in den politischen Akzenter habe ich von ihr lange nicht mehr wahrgenommen.
 Zum Beispiel kritisiert Friedrich Merz in diesem Interview auch, dass die Frage der Grundrente und die Frage der Bedürftigkeitsprüfung.
 Und da hatten wir auch schon öfter in der Lage, dass das alles noch immer noch nicht entschieden ist.
 Und da muss man schon sagen, natürlich wäre das eine langschwählende Konflikt, den die Bundeskanzlerin längst hätte wenden können.
 Also wie gesagt, diese Führungskrise, die Führungsschwäche in der Union ist mit Händen zu greifen.
 Ist interessant, weil da wirklich jetzt auch offen ist und wieder zu der Batte steht, wer tritt eigentlich anzubahlen.
 Wer wird ein potenziell nachfolgerer von Merkel, wer über dem vielleicht die CDU, also da scheint doch wieder eine Front öffnet zu sein.
 Ja, und ich muss ganz ehrlich sagen, ich kann die Menschen in der Union gut verstehen, die einfach so langsam oder sichern, aber sicher das Gefühl haben,
 es muss mal die Notbremse gezogen werden.
 Denn ich kann mir einen Bundestagswahlkampf mit Annegret Kramp-Karrenbau auch zunehmend weniger vorstellen.
 Also wenn sie sich da genauso verschwurbelt, äußert wie sie das in den letzten Monaten getan hat, wenn sie da so unpräzise sich äußert und dann halb zurück rudern muss und so kann man keinen Wahlkampf führen.
 Also ich kann mir schon sehr gut vorstellen, dass einfach viele da sagen, mit der Frau werden wir das niemals rocken, ob Friedrich März die richtige Alternative ist, inhaltlich weiß ich jetzt auch nicht.
 Aber auf jeden Fall halte ich ihn für den dort nicht besseren Wahlkämpfer und er sich offensichtlich auch insofern das wird spannend.
 Es hat diese Woche ein Digitalgipfel gegeben in Dortmund. Da ist Peter Altmeier, der Wirtschaftsminister relativ schwer gestürzt, als er nach Sanareda von der Bühne ging, hatte wohl eine Platzwunde am Kopf und alle waren sehr erschrocken und sind dann in Beinbruch.
 Na, in Beinbruch wohl. Und alle waren sehr erschrocken, die das haben mit Ansehen müssen.
 Mittlerweile kann man wohl sagen, dass es ihm wieder den Umständen entsprechend recht gut geht. Also er gibt sich da gut gelauend auch mit seinen Äussungen, war im Krankenhaus, aber es geht ihm wieder ganz okay.
 Aus diesem Grund ist aber ein Journalisten Briefing aus Gefallen schreibt Heise, dieser IT-Nachrichten, die ins Heise.
 Zu dieser, als ich das gelesen habe, hat doch sehr wieder ein mysteriösen Idee von dem Wirtschaftsminister nämlich eine europäische Cloud einzurichten. Die nennt sich Gaia X und ich dachte ja zuerst, oh Gott, jetzt soll Europa oder Deutschland so eine Art Dropbox oder Amazon bauen, um irgendwelche IT-Rückstände abzuholen.
 Das ist aber, nach allem was man weiß, bisher zumindest nicht das Ziel angeblich, sondern viel mehr wollen deutscher und Frankreich die Entwicklung mit Forschungsinstituten und Privatwirtschaft voranbringen, damit europäische Unternehmen eigenständig Cloud-Lösung aufbauen können.
 Also Cloud-Heistene, Daten speichern im Internet, Daten austauschen im Internet, bestimmte Computer-Dienste, Aufsetzen im Internet, das ist ein Feld, wo amerikanische Unternehmen eigentlich alles dominieren von Amazon, Apple, vor allem Google.
 Und die haben sich jetzt gefragt, wie können wir das voranbringen.
 Es sind da sehr wenig Informationen durchgesickert, nach allem was ich aber gelesen habe, baut das auf auf diesem international Data Space Initiative und das finde ich ist so ein kleiner Lichtblick, weil es offensichtlich nicht bedeutet, dass Europa selber Computer installiert, selber Software entwickelt und wo dann deutsche Unternehmen ihre Daten drauf speichern sollen, sondern wo es eher so in die Richtung geht, wir wollen Standards definieren.
 Und wir stellen mit der Software entwickelt werden kann und wo man dann solche europäischen Cloud-Lösung leichter entwickeln kann.
 Also es ist natürlich immer sehr leicht, sich darüber lustig zu machen, also es gibt natürlich so staatliche IT-Initiative.
 Oh, Mas, die wenigstens, ich kann mich eigentlich an keiner erinnern, die wirklich funktioniert hat, das letzte große Desaster ist dieses D-E-Mail, also diese staatlich initiierte verschlüsselte E-Mail, glaube ich.
 Der Gute wird sich sehr fein, deswegen gescheitert, weil sich viel zu teuer war und weil man gleich eine Abhörstinstelle einbauen wollte.
 Ja, es gibt immer Gründe, aber es gibt die Runde, warum so was scheitert sind immer unterschiedlich.
 Deswegen bin ich immer eigentlich skeptisch, wenn es so um staatlich initiierte Technologie-Projekte geht.
 Und dieser Hinweis darauf, dass es darum geht, anscheinend zumindest auch technologische Rahmenspezifikationen aufzubauen, an denen man sich dann orientieren kann, wenn man eine europäische Lösung bauen will.
 Okay, nächstes Jahr soll es Spezifikationen geben, erste Projekte, erste Beispiele dann im Jahr danach.
 Also es ist ein bisschen, es riecht so ein bisschen nach dem Rockrepierer.
 Ich will das nicht von vornherein verurteilen, aber das, was man weiß und basierend auf den Ergebnissen alter, staatlich, initiierter E-T-Projekte stehen die Chance nicht besonders gut.
 Also ich finde, wir müssen das einfach so ein bisschen abwarten, wenn es tatsächlich vor allem um eine Schnittstelle geht, also quasi um einen technischen Standart, dann finde ich das interessant, wenn es tatsächlich dazu führt,
 dass dann quasi die Angebote verschiedene Unternehmen aus Kundenperspektive leichter austauschbar werden. Wenn du dann hinterher vielleicht mehrere Anbieter in Europa hättest und die deren Angebote so gut vergleichbar werden, dass du einfach leichter eine Daten schieben kannst.
 Das wäre schon attraktiv, denn bislang ist das ja in aller Regel mit erheblichen Umprogrammierarbeiten verbunden.
 Wenn du jetzt von Amazon, keine Ahnung, ABS, Wechselwitz auf Microsoft Azure, also da hast du ja ziemlich großen IT-Aufwand um dein System anzupassen.
 Also sofern, schauen wir mal, ich glaube, da muss man einfach jetzt abwarten, was wirklich gemeint ist, aber die Grundidee könnte eigentlich ganz gut sein abwarten.
 Wir haben viele Reaktionen bekommen auf unserer ausführliche Behandlung des Mietendeckels, der in Berlin vormen annimmt. Und da gab es viele Leute, die es gut und interessant fanden, aber es gab auch Kritik.
 Also eine Kritik, oder eigentlich so die die zentrale Kritik, setzte an der Frage an, ob denn tatsächlich das Geld, das eben jetzt in Zukunft nicht mehr wirklich sinnvoll investiert werden kann in die Sanierung von Altbaute, ob das stattdessen in den Neubau fließen wird.
 Und da wurde sehr häufig das Argument stark gemacht, dass man ja jetzt in Berlin nicht mehr neu bauen könnte, weil ja bald der Mietendeckel auch für Wohnungen in Neubaulden gelte.
 Und dazu muss man zunächst mal einfach sagen, davon steht nichts im Gesetz, sondern ganz im Gegenteil im Gesetz steht, dass der Mietendeckel nur für Gebäude gilt, die bis 2013 einschließlich erstmals bezugsfertig geworden sind.
 Das heißt also, das ist zunächst mal einfach eine Spekulation, ob denn tatsächlich dieser Mietendeckel erstreckt wird.
 Und ich muss ganz ehrlich sagen, ob diese Spekulation plausibel ist, ist ein bisschen schwierig. Ich glaube, ehrlich gesagt, kein Argument dafür gehört, dagegen könnte sprechen, damit natürlich die Koalition in Berlin weiter vertrauen, verspielen würde.
 Auf der anderen Seite sagen natürlich dann manche Leute uns, also das überhaupt ein Mietendeckel gekommen ist, verspielen schon vertrauen.
 Deswegen geht der Markt oder gehen die Investoren jetzt davon aus, dass auch in Zukunft dieser Mietendeckel erstreckt werden wird.
 Na ja, also ich meine das haben wir letztes Mal auch schon diskutiert. Das ist sicherlich eine Spekulation, aber der Zweiklang.
 Erstens, wie wahrscheinlich ist das, dass das Ding wieder kassiert wird nach fünf Jahren. Haben wir gesagt, unn relativ unwahrscheinlich.
 Wir gehen davon aus, dass der Mietendeckel bestehen bleibt. Ich finde es entwert nicht einer gewissen Logik, dass wenn man sagt, der Mietendeckel wird wahrscheinlich bleiben, wie wahrscheinlich ist es, dass dann nur Gebäude vom Mietendeckel befreit sind, die von wir auch später, also 2019 gebaut wurden, befreit sind und alle die davor sind, fallen halt unter den Mietendeckel.
 Und ich finde schon, dass es, weiß nicht wahrscheinlich, aber zumindest nicht von einer Hand zuweisen, ist, dass es eine Gefahr gibt, dass du jetzt ein Neubau baust und in fünf Jahren damit rechnen musst, dass du da einfach die Mieten um 50 Prozent absenken.
 Okay, also jedenfalls, also ich glaube sicher weiß man das eben alles nicht, aber natürlich muss man diese Verunsicherung ernst nehmen. Aber ich finde, ist das jetzt schon ein Argument zu sagen, unsere ganze Besprechung dieses Mietendeckels ist verkehrt?
 Also ich finde das wirklich interessant, diese Kommentare zu beobachten, wo dann uns beiden irgendwie pauschalen jede ökonomische Kompetenz teilweise in mindrastischen Worten, die so hart an der Beleinungssgrenze sind abgesprochen wird.
 Ja, ich finde das total krass wie Leute, über auch emotional reagieren, nur weil wir beiden eine ganz bestimmte Aufwaltung verglichen.
 Ja, in einer völlig offenen Frage.
 Das kann ich schon verstehen, denn was wir, also wir haben versuchen das ja hier so ein bisschen zu spiegeln, aber ich glaube, was wir sicher nicht haben, ist eine dezitierte Perspektive und Preference von Immobilien entwickeln oder von Firmen, die solche Häuser bauen.
 So, diese Perspektive, die wohnt nicht in uns. Also vor der sich für dich anders. Ich habe selber schon in Wohnung investiert, mehrfach in meinem Leben.
 Ich habe für verschiedene Menschen seit 20 Jahren Wohnungen verwaltet, also ich kenn mich in dem, in dem Business jedenfalls deutlich besser aus als in anderen Bereichen des Wirtschaftslebens.
 Also wenn es im Maschinenbau geht, davon habe ich wirklich keine Ahnung. Also was den schwäbischen Mittelständler umtreibt dazu würde ich nicht sagen.
 Aber gerade diese Immobilienwelt, kenn ich relativ gut, würde ich denken. Und also zuletzt natürlich auch aus meiner Erfahrung beim Verfassungsgericht, wo einfach ein ganz erheblicher Anteil der Verfahren im weitesten Sinne um Immobilienstrathigkeiten sich drehte, sowohl Baustrahthigkeiten als auf Wohnungsmiedverhältnisse.
 Also das würde ich für mich zum Beispiel in Anspruch nehmen und natürlich kenn ich diese Vorstellungen, wenn man investiert, wie sich das dann lohnt, wie man dann kalkuliert und so. Also das ist mir alles überhaupt nicht fremd.
 Also was mir so ein bisschen schwerfällt in diese Debatte ist, es ist bei solchen Gesetzen immer so, dass diejenigen sich laut zu Wort melden, deren Geschäftsmodell sich ändert.
 Ich glaube da kommen wir da hin.
 Und was mir halt schwerfällt ist, da aufzuteilen.
 Was davon ist retuelle Aufregung, weil es ändert sich halt was und wir müssen hier Interessen getrieben ordentlich drommeln,
 damit möglichst viel von dem, was wir bisher tollfanden bleibt und was davon ehrlich und wirklich faktisch fundierte und berechtigte Einwände sind, dass sich wirklich substanziell was ändert.
 Es wird sicher was ändern. Also das denke ich, das ist schon klar.
 Nur kommt es halt zu diesem Worstcase-Scenario, das als Bauten zerfallen, dass wir keinerlei Neubauten haben.
 Ja auch die eine, die ist ein bisschen damit verwandt, aber das war auch die andere Kritik, dass wir überhaupt nicht darauf eingegangen sind, dass wir eigentlich ein Angebotsproblem haben oder ein Nachfrageproblemen.
 Das einfach zu wenig Wohnung da sind für die ganzen Leute, die in Berlin wohnen und nach Berlin kommen, dass wir darauf nicht eingegangen sind.
 Und das wird in der Struppe.
 Was ja, was ja stimmt, das wäre ja, wir erstellen nicht diskutiert.
 Das haben wir schon oft diskutiert, ist vielleicht, wie gesagt, kann man sagen, es ist ein bisschen kurz zu kommen.
 Aber das ist natürlich auch ein wichtiger Punkt.
 Würde ich eigentlich von Senat verlangen, mittendeckel könnt ihr machen, aber dabei darf es nicht stehen bleiben.
 Ihr müsst mehr und vor allen Dingen auch günstige Wohnung.
 Das haben wir ja auch ausdrücklich gesagt.
 Und zwar vor allem unter der Überschrift Verhältnismäßigkeit, das mittendeckel zu kannst natürlich nicht einfach nur sagen.
 So wir deckeln jetzt mal die Mieten und wir senken auch mieten ab.
 Aber ansonsten legen wir die Hände inschoß, denn dann müsste sich der Senat von Berlin vorhalten lassen,
 dass er tatsächlich andere naheliegende Möglichkeiten neben diesen Markt eingriffen, nicht ergriffen hat.
 Glaubst du denn, dass das Gerichtsfest ist, was Sie da beschließen?
 Das haben wir ja auch schon aus dem Diskurschiefel.
 Jetzt sind Sie die ganze Diskussion.
 Da muss man... Also das haben wir in drei Lagen, inzwischen, was für dich diskutiert.
 Also die Frage der Gesetzgebungskompetenz haben wir in der Lage, in der letzten Lage vom Lande, Januar diskutiert, die Frage des Eingriffs in das Eingriffsgrund,
 recht haben wir in der letzten Lage Augustaussführlich diskutiert und auch noch mal in der letzten...
 Das wir jetzt nicht als immer.
 Ne, wir müssen wir nicht machen.
 Aber ich meine, das kann man...
 Könnte ja meine Kommentare schreiben.
 Wir haben uns überlegt, wie wir mit solchen Sachlagen oben gehen, die extrem groß und extrem komplex sind.
 Und wir haben in einer Folge den Aspekt A gemacht, in anderer Folge haben wir den Aspekt B betont.
 Und dann kommen wir in der dritten Folge nochmal auf den Komplex zu sprechen.
 Wollen nicht alles nochmal wiederholen.
 Wir können nicht alle wieder in die Lage drüben.
 Die Lage drüben.
 Genau, das ist nicht machbar.
 Und wir haben uns halt überlegt, wie machen wir das?
 Wir zeichen wir trotzdem ein komplettes Bild ohne diese ganzen Sachverhalte nochmal aufzuräulen.
 Allein der Verweis auf alte Folgen funktioniert offensichtlich nicht.
 Aber da würde ich nicht, das würde ich zum Beispiel nicht sagen.
 Ja.
 Ich würde ja, da würde ich zum Beispiel dieser Kritik entgegenhalten.
 Leute, ihr müsst euch ein bisschen mehr Mühe geben.
 Okay.
 Ihr könnt ja nicht einfach nur einen Teil der Diskussionen zum Anlass nehmen, uns vorbefürfütz zu machen.
 Das wird das jetzt irgendwie alles nicht verstanden hätten.
 Wenn wir ausdrücklich sagen zu dem Aspekt so und so, verweisen wir auf die Lage so und so.
 Also da muss ich ganz ehrlich sagen, das ist für einen, finde ich einfach unseriös, dann uns zu sagen, das sei doch alles nicht vollständig.
 Okay.
 Dann würde ich sagen, was das mit der Brexitfolge, die als Brexitfolge gedacht ist, aber natürlich nur als Brexit-Verschiebungsfolge gelandet ist.
 Wir machen Winkewinke aus Oxford.
 Wir gehen jetzt noch, was gehen wir denn essen?
 Wir haben so ein paar so viele Fedungslisten bekommen.
 Danke fürs Zuhören.
 Bis nächste Woche.
 Schenkt uns ein paar Kommentare bei iTunes.
 Klickt euch ein Plus-Abo, wo es keine Wärmung gibt und wo es vor allen Dingen auch so ist, dass Internet zu Lasst live streams gibt von den Lagen-Lifedien noch kommen.
 Danke und bis dann.
